
 

 

Die Senatorin für Kinder und Bildung      06.03.2019 

 Till Bellmann-Nitz 

 361 2282 

 

V o r l a g e   Nr. L 190/19 

für die Sitzung der staatlichen Deputation für Kinder und Bildung am 03.04.2019 

 

Zustimmung zur Neufassung der Verordnung über die Berufsfachschule für Assisten-

ten 

 

A. Problem 

Die Berufsfachschule für Assistenten ermöglicht eine vollschulische, zweijährige Ausbildung 

in verschiedenen Fachrichtungen und Schwerpunkten. Eine Neufassung der Verordnung ist 

notwendig, um die Berufsfachschule - insbesondere hinsichtlich der didaktischen Gestaltung 

durch Umstellung auf das Lernfeldkonzept - zu modernisieren.  

 
B. Lösung 

Der finalisierte Verordnungsentwurf basiert auf den Ergebnissen des gemeinsamen Diskus-

sionsprozesses der Senatorin für Kinder und Bildung mit allen betroffenen Schulen sowie 

aus Anmerkungen aus dem öffentlichen Beteiligungsverfahren und den Hinweisen aus der 

rechtsförmlichen Prüfung.  

Kernänderungen des Neufassungsentwurfs sind: 

1. Die Anpassung der Zugangsvoraussetzungen, 

2. die Umstrukturierung des berufsbezogenen Lernbereichs in Lernfelder, analog zur 

didaktischen Gestaltung der dualen Ausbildungen, 

3. die Einschränkung häufiger Bildungsgang-Wechsel innerhalb der Berufsfachschule 

für Assistenten („Bildungsgang-Hopping“) auf nun noch einen erlaubten Wechsel,  

4. eine Verschlankung der Prüfungsabläufe sowie 

5. Veränderungen der Zulassungs- und Bestehensregelungen in Bezug auf die Ab-

schlussprüfung. 

Neben diesen Kernänderungen sind in dem Neufassungsentwurf Pilottextaktualisierungen, 

eine verbesserte Leseführung und redaktionelle Änderungen eingearbeitet worden. 



 

 

 

C. Finanzielle / Personelle Auswirkungen / Gender-Prüfung 

Die in der Rahmenstundentafel festgelegten Stunden haben sich in der Summe nicht verän-

dert, sodass keine finanziellen Auswirkungen in der Lehrerversorgung entstehen. 

Schülerinnen und Schüler sind gleichermaßen betroffen. 

 

D. Beteiligung 

Der vorliegende Verordnungsentwurf wurde zusammen mit Vertreterinnen und Vertretern der 

Schulen erarbeitet. Im Vorverfahren wurden Anmerkungen der Schulen sowie die geplanten 

Änderungen besprochen.  

Abstimmungen mit den zu beteiligenden Gremien, Behörden und Verbänden sowie mit dem 

Landesausschuss für Berufsbildung haben im Rahmen des öffentlichen Beteiligungsverfah-

rens stattgefunden. Nach der rechtsförmlichen Prüfung durch den Senator für Justiz und Ver-

fassung wurde die Vorlage dem Ausschuss für berufliche Bildung am 14.02.2019 vorgelegt. 

Der Ausschuss für berufliche Bildung hat in dieser Sitzung beschlossen, der Deputation für 

Kinder und Bildung die Zustimmung zur Neufassung der Verordnung über die Berufsfach-

schule für Assistenten zu empfehlen. 

 

E. Beschlussvorschlag 

Die Deputation für Kinder und Bildung stimmt der Neufassung der Verordnung über die Be-

rufsfachschule für Assistenten gemäß der Anlage 2 zu. 

 

In Vertretung 

 

Frank Pietrzok 

Staatsrat 

 

 

Anlagen 

Anlage 1 – Synopse der Verordnung über die Berufsfachschule für Assistenten 

Anlage 2 – Lesefassung der Verordnung über die Berufsfachschule für Assistenten 
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Az.: 22-14 (22-51-22)    Stand  08.01.2019 
 
 
Neufassung der Verordnung über die Berufsfachschule für Assistenten 
 
  

Allgemeine Anmerkungen im Rahmen des Beteiligungsverfahrens: 

Deutscher Gewerkschaftsbund DGB Bremen-Elbe-Weser: 
Der DGB enthält sich einer Stellungnahme. 

Abteilung Kinder- und Jugendhilfe, ASB Landesverband Bremen: 
Aus Gründen der Nichtbetroffenheit kann zu dieser Thematik keine qualitativ sinn-
volle Rückmeldung gegeben werden. Daher enthält sich die Abteilung KuJ des ASB 
Landesverbandes Bremen. 

Senatorin für Finanzen: 
Gegen den eingereichten Entwurf der Neufassung der Verordnung über die Berufs-
fachschule für Assistenten bestehen keine Bedenken. 

dbb - beamtenbund und tarifunion (landesbund bremen): 
Der dbb bremen begrüßt es, dass die Ziele in vollschulischen Bildungsgängen die 
gleichen sein sollen, wie die der KMK in Bezug auf das duale System. 

Die Aufwertung der betrieblichen Arbeitserfahrung und die damit verbundene höhere 
Hürde für ein schulisch durchgeführtes Praktikum findet die volle Zustimmung des 
dbb bremen. 

Die Unternehmensverbände im Land Bremen e.V.: 
Seit der letzten Anpassung der Verordnung vom 2. August 2016 ist durch die ge-
plante Modernisierung des Bildungsganges, insbesondere die Umstellung auf das 
Lernfeldkonzept, eine Neufassung der Verordnung notwendig. 

Die Unternehmensverbände im Lande Bremen stimmen der geplanten Neufassung 
der „Verordnung über die Berufsfachschule für Assistenten“ (Entwurf vom 18. Au-
gust 2018) in großen Teilen zu.  

 

Christlicher Gewerkschaftsbund Deutschland: 
Die vorgesehene Verordnung orientiert sich weitgehend an KMK-Vereinbarungen 
und berücksichtigt bereits Anregungen aus dem Kreis der betroffenen Schulen. Sie 
beinhaltet sinnvolle Klarstellungen und vereinfacht das Prüfungsverfahren. Seiten 
des CGB bestehen daher keine grundsätzlichen Bedenken gegen den Verordnungs-
entwurf. 

Landesausschuss für Berufsbildung (LAB): 
Der Unterausschuss 2 des LAB empfiehlt im Grundsatz die Zustimmung zur Neufas-
sung der Verordnung.  

Anmerkungen s. §§ 13 und 24 

 

Magistrat Bremerhaven: 
Allgemeine Fragen und Hinweise: 
Wie viele Lernfelder gibt es eigentlich? Hessen z. B. bietet 24 LF an, dann wären 4 
für die Prüfung möglicherweise zu wenig. In der neugeordneten 2 HH gibt es 8 LF, 
dann wären 4 i.O. 

Antwort SKB: 
Die Anzahl der Lernfelder in den Einzelstundentafeln ergibt sich aus den ab-
geleiteten Handlungsfeldern des jeweiligen Berufes. Bei Betrachtung der 
nach LF strukturierten Rahmenlehrpläne der KMK wird deutlich, wie unter-
schiedlich die Anzahl der LF ist (je nach Ausbildungsberuf). Für zweijährige 
Bildungsgänge hält die SKB eine Anzahl von 8-16 Lernfeldern für angemes-
sen (leichte Abweichungen möglich). 
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Aktuell geltender Verordnungstext Änderungsvorschlag 
Anmerkungen Referat 22, SKB Anmerkungen aus Beteili-

gungsverfahren 

 

Teil 1 Ausbildung 

§ 1 Aufgaben und Ziele 

Die Ausbildung in den Bildungsgängen 
der Berufsfachschule für Assistenten 
soll die vorwiegend in Laboratorien, In-
stituten, Werkseinrichtungen, Prüf- und 
Versuchsfeldern der Wirtschaft, Verwal-
tung und Wissenschaft benötigten Qua-
lifikationen vermitteln. Zielsetzung der 
Berufsfachschule für Assistenten ist es, 
junge Menschen zum selbstständigen 
Planen, Durchführen und Beurteilen 
von Arbeitsaufgaben zu befähigen. Die 
Qualifikationen beinhalten eine Berufs-
fähigkeit, die Fachkompetenz, Selbst-
kompetenz und Sozialkompetenz zu 
Handlungskompetenz verbindet und 
deren immanente Bestandteile Metho-
denkompetenz, kommunikative Kompe-
tenz und Lernkompetenz sind. 

Die berufliche Flexibilität und Mobilität 
sowie die Fähigkeit und Bereitschaft zur 
Fort- und Weiterbildung wird gefördert. 

§ 1 Aufgaben und Ziele 

Die Ausbildung in den Bildungsgängen 
der Berufsfachschule für Assistenten soll 
die Schülerinnen und Schüler auf ihre 
spätere Berufstätigkeit in Laboratorien, 
Instituten, Werkseinrichtungen, Prüf- und 
Versuchsfeldern der Wirtschaft, Verwal-
tung und Wissenschaft vorbereiten. Zent-
rales Ziel der Berufsfachschule für Assis-
tenten ist es, die Entwicklung beruflicher 
Handlungskompetenz zu fördern und die 
Schülerinnen und Schüler zum selbst-
ständigen Planen, Durchführen und Be-
urteilen von Arbeitsaufgaben zu befähi-
gen. Handlungskompetenz entfaltet sich 
in den Dimensionen von Fachkompe-
tenz, Selbstkompetenz und Sozialkom-
petenz. Die Entwicklung beruflicher Flexi-
bilität und Mobilität sowie die Fähigkeit 
und Bereitschaft zur Fort- und Weiterbil-
dung sind ebenfalls Ziele des Bildungs-
gangs. 

 

Die ursprünglichen Formulierungen wur-
den um die Kompetenzformulierungen der 
KMK ergänzt, auch um darzustellen, dass 
die Ziele in vollschulischen Bildungsgän-
gen die gleichen sind, wie die der KMK in 
Bezug auf das duale System. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

§ 2 Unterrichtsgrundsätze 

Die für den Unterricht zu formulieren-
den Ziele aller Lernbereiche sind im 
Hinblick auf den Berufsbezug der Theo-
riefächer und auf die Ganzheitlichkeit 
des Unterrichts aufeinander zu bezie-
hen. Dabei wird die Berufsbezogenheit 
sowohl als didaktisches Prinzip bei der 

§ 2 Unterrichtsgrundsätze 

Der berufsbezogene Unterricht in der Be-
rufsfachschule für Assistenten folgt di-
daktisch dem Lernfeldkonzept. Der be-
rufsübergreifende Lernbereich ist nach 
Fächern strukturiert. Die Lernfelder in 
den Bildungsgängen der Berufsfach-

 

In diesem Absatz wird der Paradigmen-
wechsel von der Fächer- bzw. Lernzielori-
entierung hin zur Lernfeld- bzw. Kompe-
tenzorientierung für diese Verordnung for-
muliert 

 

 

Die Unternehmensverbände im 
Land Bremen e.V.: 
Der berufsbezogene Unterricht 
in der BFS für Assistenten folgt 
didaktisch dem Lernfeldkon-
zept. Inhaltlich orientiert er sich 
an beruflichen Handlungssitua-
tionen.  
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Auswahl der Inhalte als auch als me-
thodisches Prinzip bei der Gestaltung 
des Unterrichts zugrunde gelegt. Be-
sondere Beachtung gilt ganzheitlichen, 
handlungsorientierten Unterrichtsfor-
men in Form berufsbezogener fächer-
übergreifender Projekte, in die Fächer 
des berufsübergreifenden Lernbereichs 
und des Wahlpflichtbereichs einbezo-
gen werden. 

schule für Assistenten finden ihre unter-
richtliche Umsetzung in Lernsituationen, 
die sich sowohl bei der Auswahl der In-
halte als auch als methodisches Prinzip 
bei der Gestaltung des Unterrichts an be-
ruflichen Handlungssituationen orientie-
ren.   

 

 

 

 

Die Unternehmensverbände 
unterstützen, dass mit der ge-
planten Einführung von Lernfel-
dern und der damit einherge-
henden prozessorientierten Be-
rufsausbildung eine Anpassung 
der Verordnung erfolgt. 

Christlicher Gewerkschafts-
bund Deutschland: 
Die im Verordnungsentwurf 
vorgesehene weitegehende 
Umstellung von Unterrichtsfä-
chern auf Lernfelder ist aus 
Sicht des CGB längst überfällig 
und wird daher nachdrücklich 
begrüßt.  

§ 3 Dauer und Organisation der Aus-
bildung 

(1) Die Ausbildung dauert zwei Jahre. 
Der Unterricht umfasst einen berufs-
übergreifenden und einen berufsbezo-
genen Lernbereich. Der berufsbezo-
gene Lernbereich gliedert sich in einen 
fachtheoretischen und einen fachprakti-
schen Teil. 

§ 3 Dauer und Organisation der Aus-
bildung  

(1) Die Ausbildung dauert in der Regel 
zwei Jahre. Der Unterricht umfasst einen 
berufsübergreifenden und einen berufs-
bezogenen Lernbereich sowie ein Be-
triebspraktikum.  
 
 

  

(2) Mit Genehmigung der Senatorin für 
Kinder und Bildung können folgende 
Bildungsgänge mit Schwerpunkten ein-
gerichtet werden: 

1. Bildungsgänge zur technischen As-
sistentin/zum technischen Assistenten, 

a) Biologisch-technische Assistentin/Bi-
ologisch-technischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Biochemie 

(2) Mit Genehmigung der Senatorin für 
Kinder und Bildung können folgende Bil-
dungsgänge mit Schwerpunkten einge-
richtet werden: 

1. Bildungsgänge zur technischen Assis-
tentin/zum technischen Assistenten, 

a) Biologisch-technische Assistentin/Bio-
logisch-technischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Biochemie 
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b) Chemisch-technische Assisten-
tin/Chemisch-technischer Assistent 

c) Gestaltungstechnische Assisten-
tin/Gestaltungstechnischer Assistent 
mit dem Schwerpunkt Grafik 

d) Informationstechnische Assisten-
tin/Informationstechnischer Assistent 
mit dem Schwerpunkt Informations- und 
Netzwerksystemtechnik 

e) Mathematisch-technische Assisten-
tin/Mathematisch-technischer Assistent 
mit dem Schwerpunkt Wirtschaftswis-
senschaft und Wirtschaftsinformatik 

f) Physikalisch-technische Assisten-
tin/Physikalisch-technischer Assistent 

2. Bildungsgänge zur kaufmännischen 
Assistentin/ zum kaufmännischen As-
sistenten 

a)Wirtschaftsassistentin/Wirtschaftsas-
sistent mit dem Schwerpunkt Fremd-
sprachen 

b) Wirtschaftsassistentin/Wirtschaftsas-
sistent mit dem Schwerpunkt Informati-
onsverarbeitung 

b) Chemisch-technische Assistentin/Che-
misch-technischer Assistent 

c) Gestaltungstechnische Assistentin/Ge-
staltungstechnischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Grafik 

d) Informationstechnische Assistentin/In-
formationstechnischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Informations- und Netz-
werksystemtechnik 

e) Mathematisch-technische Assisten-
tin/Mathematisch-technischer Assistent 
mit dem Schwerpunkt Wirtschaftswissen-
schaft und Wirtschaftsinformatik 

f) Physikalisch-technische Assisten-
tin/Physikalisch-technischer Assistent 

2. Bildungsgänge zur kaufmännischen 
Assistentin/zum kaufmännischen Assis-
tenten 

a) Kaufmännische Assistentin/Kaufmän-
nischer Assistent mit dem Schwerpunkt 
Fremdsprachen 

b) Kaufmännische Assistentin/Kaufmän-
nischer Assistent mit dem Schwerpunkt 
Informationsverarbeitung 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Im Termin der AG mit den Schulen am 
02.06.2017 haben sich diese einstimmig 
auf die Verwendung der Berufsbezeich-
nungen aus der KMK-Rahmenvereinba-
rung und damit auf eine bundeseinheitli-
che Regelung geeinigt. 

 
 
 
 
Helmut Schmidt Schule: 
Zu streichen sind die Passagen 
§ 3 Abs. 2 Nr. 1 d und Nr. 2 a 
und b. Begründung: Für diese 
extrem lehrerresourcenaufwän-
digen Bildungsgänge gibt es 
adäquate Berufsausbildungen 
im dualen Ausbildungssystem. 
 

Antwort SZ Utbremen: 
Der Bildungsgang ist 
stets stark angewählt, 
die Anwahlzahlen über-
steigen die zur Verfü-
gung stehenden Aus-
bildungsplätze. Die 
Wirtschaft schätzt die 
BFS für Assistenten, 
da ihre Bildungsgänge 
Lücken der dualen 
Ausbildungsberufe fül-
len und Schnittstellen 
herstellen (Bsp.: Kfm. 
Ass. SP Fremdspr. in 
der Lücke kaufmänni-
sche <-> fremdsprach-
liche Berufe). Bildungs-
gänge mit SP Informa-
tionsverarbeitung legen 
einen deutlich höheren 
Stellenwert auf rech-
nergestützte Kompe-
tenzen für Sachbearb.-
Tätigkeiten, als es bei 
dualen Ausbildungen 
der Fall ist. Im Bereich 
der dualen Informatik-
Berufe sind SuS der 
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10. Klassen oft den An-
forderungen von Arbei-
ten in Projekten nicht 
gewachsen. Darauf be-
reitet der entspre-
chende Ass.-Beruf vor 
und ermöglicht einen 
Einstieg in die Boom-
Branche IT, der sonst 
ggf. verwehrt bliebe. 
Andere Bundesl. füh-
ren aus eben diesen 
Gründen die Ass.-Be-
rufe ebenfalls als lan-
desrechtl. gereg. Be-
rufe. 

 
dbb - beamtenbund und tari-
funion (landesbund bremen): 
Der dbb bremen befürwortet 
es, dass mit der Verwendung 
der Berufsbezeichnungen aus 
der KMK-Rahmenvereinbarung 
eine bundeseinheitliche Rege-
lung greift. 

§ 4 Unterrichtsfächer und Stundenta-
feln 

(1) Die Unterrichtsfächer, ihre Zuord-
nung zu den Lernbereichen und die 
Zahl der Unterrichtsstunden je Lernbe-
reich ergeben sich aus der Rahmen-
stundentafel der Anlage in Verbindung 
mit der für den jeweiligen Bildungsgang 
gültigen Stundentafel. 

§ 4 Unterrichtsfächer, Lernfelder und 
Stundentafeln 

(1) Die Unterrichtsfächer und Lernfelder, 
ihre Zuordnung zu den Lernbereichen 
und die Zahl der Unterrichtsstunden je 
Lernbereich ergeben sich aus der Rah-
menstundentafel der Anlage in Verbin-
dung mit der für den jeweiligen Bildungs-
gang gültigen Stundentafel. 

Einigung aus Vorgesprächen mit den 
Schulen: Der berufsübergreifende Bereich 
umfasst die allgemeinbildenden Fächer 
Deutsch/Fremdsprachen sowie Poli-
tik/Wirtschaft. Der berufsbezogene Lernbe-
reich enthält die unterrichtlichen Lernfel-
der, die durch praktische Unterweisungen 
und Laborübungen ergänzt werden. 

Die Fächer Englisch, Mathematik und 
Sport können im Wahlpflichtbereich (mind. 
80 Std.) angeboten werden. 

Hintergrund Die Einteilung in Fächer u. LF 
regeln die Länder (5.1 der KMK Rahmen-
vereinbarung) 
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(2) Schülerinnen und Schüler nicht 
deutscher Herkunftssprache, die an-
stelle der Note in der Fremdsprache 
Englisch im berechtigenden Zeugnis ei-
ner deutschen Schule die Note in der 
Herkunftssprache erhalten haben oder 
die nicht über einen an einer deutschen 
Schule erworbenen Abschluss nach § 6 
Absatz 1 Nummer 1 verfügen, können 
mit Ausnahme der Schülerinnen und 
Schüler in Bildungsgängen, in denen 
die Fremdsprache Englisch im berufli-
chen Lernbereich der Stundentafel aus-
gewiesen ist, anstelle des Unterrichts 
und der Prüfung in der Fremdsprache 
Englisch die Feststellungsprüfung in ih-
rer Herkunftssprache wählen. Wenn die 
Schülerin oder der Schüler sich für die 
Herkunftssprache entscheidet, wird die 
Note durch eine Sprachfeststellungs-
prüfung ermittelt. Diese Prüfung findet 
am Anfang des Bildungsgangs statt. 
Bei nicht ausreichenden Leistungen 
kann die Prüfung einmal wiederholt 
werden. Die Wiederholung findet bis 
zum Ende des ersten Ausbildungsjah-
res statt. Im Abschlusszeugnis oder im 
Abgangszeugnis wird die Note der 
Sprachfeststellungsprüfung in der Her-
kunftssprache anstelle der Note in der 
Fremdsprache Englisch ausgewiesen 
und in die Bewertung der Abschluss-
qualifikation einbezogen. Unabhängig 
davon nehmen die Schülerinnen und 
Schüler, die ihre Herkunftssprache ge-
wählt haben, am Englisch-Anfängerun-
terricht teil. Die Note des Englisch-An-

(2) Wird Englisch im berufsübergreifen-
den Lernbereich angeboten, können 
Schülerinnen und Schüler nicht deut-
scher Herkunftssprache, die anstelle der 
Note in der Fremdsprache Englisch im 
berechtigenden Zeugnis einer deutschen 
Schule die Note in der Herkunftssprache 
erhalten haben oder die nicht über einen 
an einer deutschen Schule erworbenen 
Abschluss nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 
verfügen, anstelle des Unterrichts und 
der Prüfung in der Fremdsprache Eng-
lisch die Feststellungsprüfung in ihrer 
Herkunftssprache wählen. Diese Prüfung 
findet am Anfang des Bildungsgangs 
statt. Bei nicht ausreichenden Leistungen 
kann die Prüfung einmal wiederholt wer-
den. Die Wiederholung findet bis zum 
Ende des ersten Ausbildungsjahres statt.  
Ausgenommen sind die Schülerinnen 
und Schüler der Bildungsgänge, in denen 
Englisch im berufsbezogenen Lernbe-
reich der Stundentafel ausgewiesen ist.  

Wenn die Schülerin oder der Schüler 
sich für die Herkunftssprache entschei-
det, wird die Note durch eine Sprachfest-
stellungsprüfung ermittelt. Diese Prüfung 
findet am Anfang des Bildungsgangs 
statt. Bei nicht ausreichenden Leistungen 
kann die Prüfung einmal wiederholt wer-
den. Die Wiederholung findet bis zum 
Ende des ersten Ausbildungsjahres statt. 

Die Schülerinnen und Schüler, die sich 
für eine Feststellungsprüfung in ihrer 
Herkunftssprache entschieden haben, 
nehmen am Englisch-Anfängerunterricht 
teil. Unabhängig davon nehmen die 

Anpassung an die Lernfeldsystematik, so-
wie Vereinfachung der Formulierung. 

 

Personalrat-Schulen: 
Wer bereitet die Sprachfeststel-
lungsprüfungen vor, führt sie 
durch und bewertet sie? Bei 
Übertragung dieser zusätzli-
chen Aufgabe an die Lehr-
kräfte, muss es an anderer 
Stelle eine Entlastung geben. 

Antwort SKB: 
Die Herkunftsspra-
chenprüfungen werden 
über das Referat 21 
(Allgemeinbildende 
Schulen) und das LiS 
organisiert und sind an 
die Zentralen Prüfun-
gen geknüpft. Die Prü-
fungsentwicklung/-ab-
wicklung wird ebenfalls 
über das LIS organi-
siert. Die Prüfungen 
werden an allen Schu-
len im Rahmen der 
Zentralen Prüfungen 
geschrieben. 
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fängerunterrichts wird nicht in die Be-
wertung der Abschlussqualifikation ein-
bezogen. Im Abschlusszeugnis oder im 
Abgangszeugnis wird der Unterricht mit 
dem Vermerk „Nicht Gegenstand der 
Prüfung” ausgewiesen. Auf Wunsch der 
Schülerin oder des Schülers wird eine 
Note erteilt. 

Schülerinnen und Schüler, die ihre Her-
kunftssprache gewählt haben, am Eng-
lisch-Anfängerunterricht teil. Die Note 
des Englisch-Anfängerunterrichts wird 
nicht in die Bewertung der Abschluss-
qualifikation einbezogen. Im Abschluss-
zeugnis oder im Abgangszeugnis wird 
der Unterricht mit dem Vermerk „Nicht 
Gegenstand der Prüfung” ausgewiesen. 
Auf Wunsch der Schülerin oder des 
Schülers wird eine Note erteilt.  

Im Abschlusszeugnis oder im Abgangs-
zeugnis wird die Note der Sprachfeststel-
lungsprüfung in der Herkunftssprache 
anstelle der Note in der Fremdsprache 
Englisch ausgewiesen und in die Bewer-
tung der Abschlussqualifikation einbezo-
gen. 

§ 5 Praktikum 

(1) Als Teil der schulischen Ausbildung 
wird ein Praktikum in geeigneten Betrie-
ben oder Einrichtungen (Praktikums-
stellen) oder in Form anderer Lernorte-
kooperationen durchgeführt. Das Prak-
tikum kann beim Fehlen geeigneter 
Praktikumsstellen in schuleigenen Ein-
richtungen stattfinden. Das Praktikum 
soll gleichzeitig für alle Schülerinnen 
und Schüler eines Klassenverbandes 
durchgeführt werden. Die Schülerinnen 
und Schüler unterliegen während der 
Dauer des Praktikums denselben ge-
setzlichen Bestimmungen über Unfall- 
und Haftpflichtversicherung, die für die 
Teilnahme an schulischen Veranstal-
tungen gelten. 

§ 5 Praktikum 

(1) Als Teil der schulischen Ausbildung 
wird ein Praktikum in geeigneten Betrie-
ben oder Einrichtungen (Praktikumsstel-
len) oder in Form anderer Lernorteko-
operationen durchgeführt. In begründe-
ten Ausnahmefällen und nach Genehmi-
gung durch die Fachaufsicht, kann das 
Praktikum kann beim Fehlen geeigneter 
Praktikumsstellen in schuleigenen Ein-
richtungen stattfinden. Das Praktikum 
soll gleichzeitig für alle Schülerinnen und 
Schüler eines Klassenverbandes durch-
geführt werden. Die Schülerinnen und 
Schüler unterliegen während der Dauer 
des Praktikums denselben gesetzlichen 

 

Nach Ansicht der AG und der Schulauf-
sicht kann nur ein betriebliches Praktikum 
die Berufsrealitäten optimal widerspiegeln. 
Es ist daher geboten, die ursprüngliche 
Regelung zu ergänzen, damit zwingend 
eine Begründung und eine Genehmigung 
durch die Fachaufsicht erfolgen müssen. 
Dies setzt die Hürden für ein schulisch 
durchgeführtes Praktikum bewusst höher 
und unterstreicht die Bedeutung der be-
trieblichen Arbeitserfahrung für die SuS. 

Christlicher Gewerkschafts-
bund Deutschlands: 
Bedenken hat der CGB gegen 
die in § 5 Abs. 1 vorgesehene 
Ausnahmeregelung, nach der 
Praktika beim Fehlen geeigne-
ter Praktikumsstellen auch in 
schuleigenen Einrichtungen 
stattfinden können. Angesichts 
der Bedeutung von Fachpraxis 
für einen erfolgreichen Berufs-
einstieg sind nach Auffassung 
des CGB außerhalb des Lern-
ortes Schule erfolgreich absol-
vierte Praktika zwingend erfor-
derlich. Der CGB plädiert daher 
auf den Verzicht der vorgese-
henen Ausnahmeregelung. 

Antwort SKB: 
Das Bewusstsein über 
die hohe Bedeutung 
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Bestimmungen über Unfall- und Haft-
pflichtversicherung, die für die Teilnahme 
an schulischen Veranstaltungen gelten. 

der Praktika spiegelt 
sich in der erhöhten 
Mindestdauer des 
Praktikums (mind. 4 
statt 3 Wochen) wider. 
Auch deshalb ist die 
Durchführung des 
Praktikums in schulei-
genen Einrichtungen 
nur noch in begründe-
ten Ausnahmefällen 
und nach Genehmi-
gung durch die SKB 
möglich. Die Genehmi-
gungspflicht hat explizit 
die Intention, die An-
zahl an Praktika in der 
schuleigenen Einrich-
tung auf ein absolutes 
Minimalmaß zu redu-
zieren und stellt somit 
eine deutliche Anhe-
bung der Legitimations-
pflicht im Vergleich zur 
ursprünglichen Rege-
lung dar. 

Zentralelternbeirat (ZEB: 
Der ZEB begrüßt, dass eine 
Begründung erfolgen muss. 
Wir hatten die Formulierung: 
„Nur in begründeten Ausnah-
mefällen“ gut gefunden. 

Antwort SKB: 
Die Durchführung des 
Praktikums in schulei-
genen Einrichtungen ist 
im VO-Entwurf bereits 
deutlich als Ausnahme-
fall erkennbar. Eine 
weitere Erhöhung der 
Legitimationspflicht ist 
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aus Sicht der Schulauf-
sicht nicht notwendig, 
da bereits die ur-
sprüngliche Regelung 
nur äußerst selten ge-
nutzt wurde. 

(2) Das Praktikum soll mindestens drei 
und höchstens sechs Wochen dauern; 
davon sollen höchstens zwei Wochen 
in der Unterrichtszeit stattfinden. Im Bil-
dungsgang Gestaltungstechnische As-
sistentin/Gestaltungstechnischer Assis-
tent wird ein Praktikum mit einer Dauer 
von mindestens 12 Wochen durchge-
führt; davon soll ein Teil in den Ferien 
abgeleistet werden. Das Praktikum 
kann unter Einhaltung des zeitlichen 
Umfangs statt in Blockform auch in an-
deren Organisationsformen durchge-
führt werden. Über die Dauer des Prak-
tikums, über die Möglichkeit einer Ver-
längerung und über die Organisations-
form entscheidet die Schule. 

(2) Das Praktikum soll mindestens vier 
und höchstens sechs Wochen in Vollzeit 
dauern. und einen Umfang von mindes-
tens 160 Stunden umfassen; davon sol-
len höchstens zwei Wochen in der Unter-
richtszeit stattfinden. Im Bildungsgang 
Gestaltungstechnische Assistentin/Ge-
staltungstechnischer Assistent wird ein 
Praktikum mit einer Dauer von mindes-
tens 12 Wochen durchgeführt; Davon soll 
ein Teil in den Ferien abgeleistet werden. 
Das Praktikum kann unter Einhaltung 
des zeitlichen Umfangs statt in Blockform 
auch in anderen Organisationsformen 
durchgeführt werden. Über die Dauer 
des Praktikums, über die Möglichkeit ei-
ner Verlängerung und über die Organisa-
tionsform entscheidet die Schule. 

Anpassung entsprechend KMK-Rahmen-
vereinbarung für technische und kaufmän-
nische Assistenten, Punkt 5.2. 

In der Sitzung vom 28.09.2017 wurde er-
läutert, dass die Rahmenvereinbarung vier 
statt drei Wochen vorsieht und Bremen 
sich auch auf dem Hintergrund vergleich-
barer Ausbildungsbedingungen hieran an-
passen sollte. Die Sitzungsteilnehmer sig-
nalisierten Verständnis und Zustimmung. 

In der Sitzung vom 31.01.2018 signalisier-
ten die Schulen Zustimmung zur Anpas-
sung des Stundenumfangs des Prakti-
kums, da die Spezialregelung für die GTAs 
durch die Streichung (max. 6 Wochen) in-
begriffen ist. 

ZEB: 
Der ZEB begrüßt ausdrücklich 
die Verlängerung auf 4 Wo-
chen 

Bremer Rat für Integration:  
Der Bremer Rat für Integration 
begrüßt, dass hiermit dem 
Praktikum mehr Gewicht gege-
ben wird. 

SZ Utbremen: 
160 Std. stellen ein Problem 
dar, wenn in Branchen/Betrie-
ben weniger als 40 Wochen-
stunden als Vollzeit gelten. 

Vorschlag: „Das Praktikum soll 
mindestens vier Wochen in 
Vollzeit dauern.“ 

Antwort SKB:  
Die KMK-Rahmenver-
einbarung ist hier un-
präzise. Daher wird der 
Vorschlag des SZ Ut-
bremen aufgenommen. 

Personalrat-Schulen: 
Das Praktikum soll zum Teil in 
den Ferien stattfinden und von 
Lehrkräften begleitet werden. 
Die Ferienarbeit muss über 
eine Stundenentlastung ausge-
glichen werden. Um die Verein-
barkeit von Familie und Beruf 
zu gewährleisten, ist eine früh-
zeitige Terminierung für die 
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Planbarkeit von z.B. Kinderbe-
treuung und Urlaubsplanung si-
cher zu stellen. 

Antwort SKB: 
Eine Betreuung wäh-
rend der unterrichts-
freien Zeit ist auf eine 
telefonische Erreich-
barkeit einer Kontakt-
person beschränkbar, 
die für Notfälle gedacht 
ist. Die aktive Betreu-
ung über Praktikums-
besuche findet wäh-
rend der Unterrichtszeit 
statt.  

(3) Die Ziele und der Ablauf des Prakti-
kums sowie die Aufgaben der Schülerin 
oder des Schülers werden zwischen 
Schule und Praktikumsstelle abge-
stimmt. Während des Praktikums wird 
die Schülerin oder der Schüler von ei-
ner Lehrerin oder einem Lehrer der 
Schule betreut. 

(3) Die Ziele und der Ablauf des Prakti-
kums sowie die Aufgaben der Schülerin 
oder des Schülers werden zwischen 
Schule und Praktikumsstelle abgestimmt. 
Während des Praktikums wird die Schü-
lerin oder der Schüler von einer Lehrerin 
oder einem Lehrer der Schule betreut. 

  

(4) Am Ende des Praktikums wird von 
der Praktikumsstelle eine schriftliche 
Beurteilung abgegeben. Sie soll min-
destens Angaben über den Beurtei-
lungszeitraum, die vermittelten Inhalte 
und die erbrachten Leistungen enthal-
ten. Die Bewertung wird durch die 
Schule auf der Grundlage der Beurtei-
lung der Praktikumsstelle sowie der be-
treuenden Lehrerin oder des betreuen-
den Lehrers vorgenommen und lautet 
„mit Erfolg teilgenommen“ oder „ohne 
Erfolg teilgenommen”. Die erfolgreiche 
Teilnahme an einem Praktikum ist dann 

(4) Am Ende des Praktikums wird von 
der Praktikumsstelle eine schriftliche Be-
urteilung abgegeben. Sie soll mindestens 
Angaben über den Beurteilungszeitraum, 
die erworbenen Kompetenzen, die er-
brachten Leistungen und die Fehlzeiten 
enthalten. Die Bewertung wird durch die 
Schule auf der Grundlage der Beurtei-
lung der Praktikumsstelle sowie der be-
treuenden Lehrerin oder des betreuen-
den Lehrers vorgenommen und lautet 
„mit Erfolg teilgenommen“ oder „ohne Er-
folg teilgenommen”. Das Praktikum kann 
nur dann als „mit Erfolg teilgenommen“ 

 

 

 

Sprachliche Anpassung an die Lernfeld- 
und Kompetenzbegrifflichkeiten 

 

Frage der AG: Ist das so gewollt? Damit 
kann die Schule über ein Kriterium ent-
scheiden, dass Zulassungsrelevant für die 
Abschlussprüfung ist. 

Antwort SKB: Die Regelung ent-
spricht dem Pilottext. Nach der 

Bremer Rat für Integration  
sowie  
ZEB:  
Der Bremer Rat für Integration 
unterstützt, dass den Schulen 
hier ein Ermessenspielraum 
gelassen wird. Durch die Viel-
falt der Ausbildungsgänge und 
möglichen Gründe, sind wir der 
Meinung, dass die Schulen die 
Situation signifikant besser ein-
schätzen kann, als zentrale 
Stellen. 
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gegeben, wenn die Schülerin oder der 
Schüler mindestens 75 vom Hundert 
der jeweiligen Dauer des Praktikums 
abgeleistet hat; sie ist Voraussetzung 
für das Erreichen des Ausbildungszie-
les. Über Ausnahmen zur Dauer der 
Teilnahme am Praktikum entscheidet 
die Schule. 

gewertet werden, wenn die Schülerin o-
der der Schüler mindestens 75 vom Hun-
dert der Praktikumszeit abgeleistet hat; 
sie ist Voraussetzung für das Erreichen 
des Ausbildungszieles. Über Ausnahmen 
zur Dauer der Teilnahme am Praktikum 
entscheidet die Schule. 

Rahmenvereinbarung der KMK 
gelten für das Praktikum die Richt-
linien der Länder. Hier werden 
keine genaueren Vorschläge ge-
macht. Der Ermessensspielraum 
der Schule ist auch gewollt, da 
eine zentrale Entscheidung kapa-
zitativ nicht realistisch ist und am 
besten durch das Fachpersonal in 
den Schulen getroffen werden 
kann. 

§ 6 Voraussetzungen für die Zulas-
sung 

(1) Voraussetzung für die Zulassung ist 

1. der Mittlere Schulabschluss, 

2. die Teilnahme an einem Beratungs-
gespräch in der Schule, wenn die Note 
im Zeugnis über den Mittleren Schulab-
schluss in von den beteiligten Schulen 
zu bestimmenden zwei Fächern, die für 
die Zulassung zum jeweiligen Bildungs-
gang von besonderer Bedeutung sind, 
nicht jeweils mindestens ,befriedigend‘ 
lautet. Wurde der Mittlere Schulab-
schluss an einer Schule mit Fachleis-
tungsdifferenzierung erworben, so gilt 
für die zwei Fächer, die für die Zulas-
sung zum Bildungsgang von besonde-
rer Bedeutung sind, für das erweiterte 
Anforderungsniveau mindestens die 
Note ,ausreichend‘ und für das grundle-
gende Anforderungsniveau mindestens 
die Note ,befriedigend‘ und 

 

§ 6 Voraussetzungen für die Zulas-
sung 

(1) Voraussetzung für die Zulassung ist 

1. der Mittlere Schulabschluss, 

2. in zwei für den Bildungsgang maßgeb-
lichen Unterrichtsfächern mindestens die 
Note „befriedigend“ und 

3. die Teilnahme an einem Beratungsge-
spräch in der Schule, wenn die Schülerin 
oder der Schüler einen Antrag nach Ab-
satz 2 stellt. 

Die für den Bildungsgang maßgeblichen 
Unterrichtsfächer nach Nummer 2  wer-
den von den aufnehmenden Schulen in 
Abstimmung mit der Senatorin für Kinder 
und Bildung bestimmt. Wurde der Mitt-
lere Schulabschluss an einer Schule mit 
Fachleistungsdifferenzierung erworben, 
so gilt für die zwei Unterrichtsfächer, die 
für die Zulassung zum Bildungsgang 
maßgeblich sind, für das erweiterte An-
forderungsniveau mindestens die Note 
„ausreichend“ und für das grundlegende 
Anforderungsniveau mindestens die Note 
„befriedigend“. 

 

 

 

 

 

Um gleiche Bedingungen herzustellen ist 
es wichtig, dass im Vorfeld die Fächer defi-
niert und mit der SKB abgesprochen wer-
den, da sonst die Gefahr bestünde, dass 
willkürlich oder situationsabhängig unter-
schiedliche Fächer als maßgeblich inter-
pretiert werden.  

 

Anpassung der Begriffe an die KMK-Rah-
menvereinbarung. 

 

Die Schulen bitten zu prüfen, ob die Rege-
lung zur zweiten Fremdsprache ggf. gestri-
chen werden könnte. 

Antwort SKB: Gemäß Anlage 1 der 
VO über die Sek I der Oberschule 
gehört der Unterricht in der 2. 
Fremdsprache zum Wahlpflichtun-

SZ Utbremen: 
Aufgrund des großen Organi-
sations- und Arbeitsaufwandes 
plädiert das SZ Utbremen da-
für, Abs. 1 Nr. 3 zu streichen. 

Denkbar wäre alternativ: 
„3. die Teilnahme an einem Be-
ratungsgespräch in der Schule, 
sofern die Schule dies für not-
wendig erachtet.“ 

Antwort SKB:  
Aufgrund der Bera-
tungsmenge, die bei 
diesen Bildungsgängen 
bei deutlich über 100 
Beratungsgesprächen 
liegen würde, wird die 
Einschränkung er-
gänzt, dass nur in Fäl-
len eines Sonderan-
trags nach Absatz 2 ein 
Beratungsgespräch zu 
erfolgen hat. 

 

dbb - beamtenbund und tari-
funion (landesbund bremen): 
Bei der Einrichtung eines Bil-
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3. für Bewerberinnen und Bewerber des 
Bildungsgangs zur Wirtschaftsassisten-
tin/zum Wirtschaftsassistenten, 
Schwerpunkt Fremdsprachen, der 
Nachweis von Kenntnissen in Franzö-
sisch oder Spanisch im Umfang eines 
mindestens vierjährigen Unterrichts in 
der Oberschule oder dem Gymnasium. 

3. für Bewerberinnen und Bewerber des 
Bildungsgangs zur kaufmännischen As-
sistentin/zum kaufmännischen Assisten-
ten Schwerpunkt Fremdsprachen, der 
Nachweis von Kenntnissen einer zweiten 
Fremdsprache im Umfang eines mindes-
tens vierjährigen Unterrichts in der Ober-
schule oder dem Gymnasium. 

terricht. Folge: Eine zweite Fremd-
sprache muss also nicht zwingend 
belegt/angeboten werden 

Die Aufrechterhaltung der Regelung be-
deutet eine Ungleichbehandlung dieses 
Bildungsgangs. Hintergrund: Für andere 
Bildungsgänge in der BFS für Assistenten 
werden trotz erheblicher Anforderungen 
keine Vorkenntnisse vorgegeben. Beispiel: 
ITAs oder CTAs, die zuvor auch nicht ver-
pflichtend Informatik oder Chemie belegt 
haben müssen. 

dungsganges zur kaufmänni-
schen Assistentin/zum kauf-
männischen Assistenten mit 
dem Schwerpunkt Fremdspra-
chen mit dem Verzicht auf den 
Nachweis von Kenntnissen ei-
ner zweiten Fremdsprache, 
kann sich der dbb bremen trotz 
des vorgebrachten Arguments, 
dass gemäß Anlage 1 der VO 
über die Sekundarstufe I der 
Oberstufe der Unterricht in der 
2. Fremdsprache zum Wahl-
pflichtunterricht gehört und so-
mit nicht zwingend ist, nicht an-
freunden.  
Nach Auffassung des dbb bre-
men findet mit dem Verzicht 
auf Kenntnisse einer weiteren 
Fremdsprache eine Schwä-
chung des berufsbezogenen 
Lehrbereichs statt, mit der 
Folge, dass die Bewerberinnen 
und Bewerber sehr unter-
schiedliche Startvoraussetzun-
gen haben, wenn ein Teil der 
Bewerberinnen und Bewerber 
bereits umfangreiche Kennt-
nisse in der zweiten Fremd-
sprache besitzt, die beim ande-
ren Teil fehlen. Alternativ sollte 
der Bildungsgang mit dem 
Schwerpunkt Fremdsprachen 
in zwei Varianten angeboten 
werden, erstens für Bewerbe-
rinnen und Bewerber, die be-
reits über umfangreiche Kennt-
nisse einer zweiten Fremdspra-
che verfügen und zweitens für 
die andere Gruppe, die über 
Kenntnisse in einer Fremdspra-
che verfügt. 
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Antwort SKB:  
Der Hinweis des DBB 
wird zur Kenntnis ge-
nommen. Nach Auffas-
sung der Bildungs-
gangverantwortlichen 
sind die SuS, die sich 
bewusst für den BG 
entscheiden, mit einer 
entsprechenden Bin-
nendifferenzierung gut 
integrierbar. Vielen 
Oberschüler*innen 
wäre bei Beibehaltung 
der alten Regelung der 
Zugang trotz hoher 
Sprachmotivation ver-
wehrt, wobei SuS in 
parallelen Bildungsgän-
gen  (CTA, ITA, 
PhyTA) trotz nicht 
durchgängiger Bele-
gung in Naturwissen-
schaften in den abge-
benden OS in den Bil-
dungsgängen zugelas-
sen werden. In ande-
ren Bundesländern 
wird ebenso verfahren 
(SH).  

(2) In besonderen Fällen kann die Se-
natorin für Kinder und Bildung eine Be-
werberin oder einen Bewerber unter 
Berücksichtigung einer Stellungnahme 
der Schule abweichend von den Zulas-
sungsvoraussetzungen des Absatzes 1 
Nummer 1 und 2 zulassen. 

(2) Aus besonderen Gründen, die in der 
Person der Schülerin oder des Schülers 
liegen, kann die Senatorin für Kinder und 
Bildung eine Bewerberin oder einen Be-
werber unter Berücksichtigung einer Stel-
lungnahme der Schule abweichend von 
den Zulassungsvoraussetzungen des 
Absatzes 1 Nummer 1 und 2 zulassen. 

Anpassung an Pilottext 
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(3) Bewerberinnen und Bewerber, die 
bereits einen Abschluss besitzen, der in 
diesem Bildungsgang vermittelt wird, o-
der die die jeweilige Abschlussprüfung 
endgültig nicht bestanden haben, wer-
den nicht zugelassen. 

(3) Bewerberinnen und Bewerber, die be-
reits einen Abschluss besitzen, der in 
diesem Bildungsgang vermittelt wird, o-
der jene, die eine Abschlussprüfung in ei-
ner zweijährigen Berufsfachschule mit ei-
ner vergleichbaren Fachrichtung endgül-
tig nicht bestanden haben, werden nicht 
zugelassen. 

Ziel ist es, mit der Regelung zu verhindern, 
dass sich SuS mit dem Abschluss der ZHH 
im Anschluss für die BFS für Assist. mit 
dem Schwerpunkt kaufm. Assist. bewer-
ben.  

Ist die Formulierung mit anderen Regelun-
gen, wie z.B. der Berufswahlfreiheit recht-
lich kompatibel?  

In der vorgeschlagenen Form gibt 
es keine rechtlichen Bedenken ge-
gen diese Formulierung. Lediglich 
wenn die Ausschlussformel unver-
hältnismäßig weit wäre (was hier 
nicht der Fall ist) gäbe es rechtli-
che Bedenken. 

Bremer Rat für Integration:  
Der Bremer Rat für Integration 

ist der Meinung, dass die Se-
natorin für Bildung aus beson-
deren Gründen Ausnahmen zu-
zulassen sollte. 

ZEB: 
Der ZEB bittet darum, auch 
hier eine Regelung einzufüh-
ren, dass „aus besonderen 
Gründen, die in der Person der 
Schülerin oder des Schülers 
liegen, die Senatorin für Kinder 
und Bildung eine Bewerberin o-
der einen Bewerber entgegen 
Vorliegen der Gründe aus (3) 
zulassen kann 

Antwort SKB: 
Es gilt der Grundsatz, 
dass bereits einmal er-
worbene Abschlüsse 
nicht wiederholt wer-
den können. Eine Aus-
nahmeregelung in Be-
zug auf Abs. 3 wider-
spräche dieser Rege-
lung. 

(4) Bewerberinnen und Bewerber nicht 
deutscher Herkunftssprache, die nicht 
über einen an einer deutschen Schule 
erworbenen berechtigenden Abschluss 
nach Absatz 1 Nummer 1 verfügen, 
müssen ausreichende deutsche 
Sprachkenntnisse nachweisen. Der 
Nachweis wird durch die erfolgreiche 
Teilnahme an einem Zulassungsverfah-
ren nach § 7 erbracht. 

(4) Bewerberinnen und Bewerber nicht 
deutscher Herkunftssprache, die nicht 
über einen an einer deutschen Schule er-
worbenen berechtigenden Abschluss 
nach Absatz 1 Nummer 1 verfügen, müs-
sen ausreichende deutsche Sprach-
kenntnisse nachweisen. Der Nachweis 
wird durch die erfolgreiche Teilnahme an 
einem Zulassungsverfahren nach § 7 er-
bracht. 
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§ 7 Verfahren zum Nachweis deut-
scher Sprachkenntnisse für Bewer-
berinnen und Bewerber nicht deut-
scher Herkunftssprache 

(1) Die Senatorin für Kinder und Bil-
dung bestimmt, an welchen Schulen ein 
Zulassungsverfahren für Bewerberin-
nen und Bewerber nicht deutscher Her-
kunftssprache durchgeführt wird und 
setzt den Zulassungsausschuss ein. 
Der Zulassungsausschuss besteht aus 
der Vorsitzenden oder dem Vorsitzen-
den und zwei Fachlehrerinnen oder 
Fachlehrern für Deutsch. Das Zulas-
sungsverfahren wird unverzüglich nach 
dem in § 8 Absatz 1 bestimmten Termin 
durchgeführt. 

§ 7 Verfahren zum Nachweis deut-
scher Sprachkenntnisse für Bewerbe-
rinnen und Bewerber nicht deutscher 
Herkunftssprache 

(1) Die Senatorin für Kinder und Bildung 
bestimmt, an welchen Schulen ein Zulas-
sungsverfahren für Bewerberinnen und 
Bewerber nicht deutscher Herkunftsspra-
che durchgeführt wird und setzt den Zu-
lassungsausschuss ein. Der Zulassungs-
ausschuss besteht aus der Vorsitzenden 
oder dem Vorsitzenden und zwei Fach-
lehrerinnen oder Fachlehrern für 
Deutsch. Das Zulassungsverfahren wird 
unverzüglich nach dem in § 8 Absatz 1 
bestimmten Termin durchgeführt. 

  

(2) Die Kenntnisse in der deutschen 
Sprache werden durch die schriftliche 
Nacherzählung eines Textes und ein 
Gespräch überprüft. Die Zeit für die An-
fertigung der Nacherzählung beträgt 90 
Minuten. Das Gespräch wird vor dem 
Zulassungsausschuss geführt; es dau-
ert in der Regel 10 Minuten. Die schrift-
liche Nacherzählung und das Gespräch 
müssen erkennen lassen, dass die Be-
werberin oder der Bewerber in der Lage 
sein wird, dem Unterricht in dem ange-
strebten Bildungsgang zu folgen. 

(2) Die Kenntnisse in der deutschen 
Sprache werden durch eine Feststel-
lungsprüfung, die aus einem schriftlichen 
und einem mündlichen Teil besteht, 
nachgewiesen. Beide Prüfungsteile kön-
nen an einem Tag stattfinden. Die Zeit 
für den schriftlichen Teil beträgt mindes-
tens 60 und höchstens 90 Minuten, für 
den mündlichen Teil mindestens 15 und 
höchstens 20 Minuten. Die Sprachfest-
stellungsprüfung muss mindestens dem 
Niveau B1 des Gemeinsamen Europäi-
schen Referenzrahmens für Sprachen 
entsprechen. 

A2 = Grundlegende Kenntnisse � für eine 
erfolgreiche Absolvierung eines BG der 
BFS Assistenten sind mindestens Kennt-
nisse auf Niveau B1 (Fortgeschrittene 
Sprachverwendung) erforderlich. Definition 
des GER Niveaus B1: 

„Kann die Hauptpunkte verstehen, wenn 
klare Standardsprache verwendet wird und 
wenn es um vertraute Dinge aus Arbeit, 
Schule, Freizeit usw. geht. Kann die meis-
ten Situationen bewältigen, denen man auf 
Reisen im Sprachgebiet begegnet. Kann 
sich einfach und zusammenhängend über 
vertraute Themen und persönliche Interes-
sengebiete äußern. Kann über Erfahrun-
gen und Ereignisse berichten, Träume, 
Hoffnungen und Ziele beschreiben und zu 
Plänen und Ansichten kurze Begründun-
gen oder Erklärungen geben.“ 

Bremer Rat für Integration:  
Der Bremer Rat für Integration 
stellt fest, dass aktuell zu wenig 
auf die besonderen Bedürf-
nisse von Schülern mit Migrati-
onshintergrund eingegangen 
wird. Grundsätzlich sind wir der 
Meinung, dass B1 unbedingt 
erforderlich ist. Damit die Schü-
ler auf diesem Sprachniveau 
aber nicht scheitern, müssen 
Lehrkräfte in viel stärkerem 
Umfang sprachsensibel vorge-
hen: Schwierige oder beson-
ders prüfungsrelevante Texte 
sollten im Unterricht bespro-
chen und Schlüsselworte er-
klärt werden. 
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bei der Auswahl von Texten, 
insbesondere aber bei der For-
mulierung von Testfragen vor-
zugehen.  

Auf Klausuren sollte metho-
disch vorbereitet werden: Fra-
gestellungen formulieren, mög-
liche Lösungen formulieren. 
Missverständliche Formulierun-
gen bei Prüfungsfragen vermie-
den werden. Prinzipien der ein-
fachen Sprache sollen ange-
wendet werden. 

Christlicher Gewerkschafts-
bund Deutschlands: 
Zusätzlichen Klarstellungsbe-
darf sieht der CGB beim vorge-
sehenen Verfahren zum Nach-
weis deutscher Sprachkennt-
nisse für Bewerberinnen und 
Bewerber nicht deutscher Her-
kunftssprache. In der vorge-
schlagenen Neufassung des § 
7 Abs. 2 wird festgelegt, dass 
die Sprachfeststellungsprüfung 
mindestens dem Niveau B1 
des Gemeinsamen Europäi-
schen Referenzrahmens für 
Sprachen entsprechen muss. 
Kenntnisse auf dem Niveau B1 
sind nach Auffassung des DGB  
jedoch vielfach nicht ausrei-
chend, um einem Unterricht fol-
gen zu können, der in beson-
derem Maße die Kenntnisse 
und Beherrschung beruflicher 
Fachbegriffe voraussetzt. Der 
CGB schlägt daher vor, im Ab-
satz 2 analog der derzeitigen 
Regelung zusätzlich die Forde-
rung aufzunehmen, dass die 
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Bewerberin bzw. der Bewerber 
im Rahmen der Feststellungs-
prüfung nachweisen muss, 
dass sie bzw. er in der Lage ist, 
dem Unterricht in dem ange-
strebten Bildungsgang folgen 
zu können. 

ZEB: 
Der ZEB ist der Meinung, dass 
für den Großteil der Bildungs-
gänge B1 nicht ausreicht, im 
Zuge einer guten und zügigen 
Ausbildung von Bewerbern mit 
nicht deutscher Herkunftsspra-
che sollte aber B1 als Ein-
gangsvoraussetzung beibehal-
ten werden. 

Der ZEB fordert sie Senatorin 
für Kinder und Bildung auf, ge-
meinsam mit den Schulen, um-
gehend Konzepte und Pro-
gramme zu entwickeln, bzw. 
vorhandene Programme zu 
verbessern, die es den Schü-
lern ermöglicht, die Deutsch-
kenntnisse parallel zur Ausbil-
dung deutlich zu verbessern. 

Dies sollte an der Schule und 
im Einklang mit der Teilnahme 
am Unterricht möglich sein. 

Des Weiteren fordern wir, dass 
Lehrkräfte strikt angehalten 
werden, Sprachsensibel bei der 
Auswahl von Texten, insbeson-
dere aber bei der Formulierung 
von Testfragen vorzugehen. 

Antwort SKB: 
Das Niveau B1 ermög-
licht den SuS seiner 
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Definition nach grund-
sätzlich dem Unterricht 
folgen zu können. 
Der Forderung nach 
Bemühungen der SKB 
um weitere Sprachför-
derung wurde dennoch 
nachgekommen. Ab 
sofort ist es möglich, 
dass auch SuS in be-
rufsqualifizierenden 
vollschulischen Bil-
dungsgängen an zu-
sätzlichen Sprachför-
derkursen teilnehmen 
können. Insofern be-
steht hier die gute 
Möglichkeit der sprach-
lichen Weiterentwick-
lung als Ergänzungs-
angebot zum Berufs-
schulunterricht. 

(3) Die schriftliche Arbeit ist von beiden 
Fachlehrerinnen oder Fachlehrern zu 
beurteilen. Kommt nur eine oder einer 
der beiden Fachlehrerinnen oder Fach-
lehrer zu der Überzeugung, dass mit 
der Arbeit ausreichende Sprachkennt-
nisse nachgewiesen sind, entscheidet 
die Vorsitzende oder der Vorsitzende. 

(3) Die schriftliche Arbeit ist von zwei 
Fachlehrerinnen oder Fachlehrern zu be-
urteilen. Kommt nur eine oder einer der 
beiden Fachlehrerinnen oder Fachlehrer 
zu der Überzeugung, dass mit der Arbeit 
ausreichende Sprachkenntnisse nachge-
wiesen sind, entscheidet die Vorsitzende 
oder der Vorsitzende. 

Klarstellung  

(4) Unter Berücksichtigung der Ergeb-
nisse der schriftlichen Arbeit und des 
Gesprächs stellt der Zulassungsaus-
schuss fest, ob die Bewerberin oder der 
Bewerber zugelassen werden kann. 

(4) Unter Berücksichtigung der Ergeb-
nisse des schriftlichen und des mündli-
chen Teils der Prüfung stellt der Zulas-
sungsausschuss fest, ob die Bewerberin 
oder der Bewerber zugelassen werden 
kann. 

 

Anpassung an Formulierung des Pilottex-
tes 
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(5) Die Bewerberin oder der Bewerber 
kann ein zweites Mal am Zulassungs-
verfahren teilnehmen, wenn sie oder er 
eine ausreichende Vorbereitung glaub-
haft macht. Die Senatorin für Kinder 
und Bildung kann auf Antrag gestatten, 
dass die Bewerberin oder der Bewerber 
ein drittes Mal am Zulassungsverfahren 
teilnimmt, wenn hinreichend wahr-
scheinlich ist, dass sie oder er die ge-
forderten Sprachkenntnisse nachwei-
sen wird. 

(5) Die Bewerberin oder der Bewerber 
kann ein zweites Mal am Zulassungsver-
fahren teilnehmen, wenn sie oder er eine 
ausreichende Vorbereitung glaubhaft 
macht. Die Senatorin für Kinder und Bil-
dung kann auf Antrag gestatten, dass die 
Bewerberin oder der Bewerber ein drittes 
Mal am Zulassungsverfahren teilnimmt, 
wenn hinreichend wahrscheinlich ist, 
dass sie oder er die geforderten Sprach-
kenntnisse nachweisen wird. 

  

(6) Über alle mit dem Zulassungsver-
fahren zusammenhängenden Vorgänge 
sind Niederschriften anzufertigen. 

(6) Über alle mit dem Zulassungsverfah-
ren zusammenhängenden Vorgänge sind 
Niederschriften anzufertigen. 

  

 (7) Die Sprachfeststellungsprüfung ent-
fällt bei Nachweis an anderer Stelle er-
worbener Zertifikate auf mindestens Ni-
veau B1 des Gemeinsamen Europäi-
schen Referenzrahmens für Sprachen. 

Anpassung an die Regelung in §7 (2)  

§ 8 Zulassung 

(1) Der Antrag auf Zulassung ist unter 
Angabe des gewünschten Bildungs-
gangs bei der Schule bis zum 1. März 
eines jeden Jahres einzureichen. Mit 
dem Antrag ist die Erfüllung der Zulas-
sungsvoraussetzungen nach § 6 Ab-
satz 1 nachzuweisen sowie eine Erklä-
rung darüber abzugeben, ob ein Ableh-
nungsgrund nach § 6 Absatz 3 vorliegt. 

§ 8 Zulassung 

(1) Der Antrag auf Zulassung ist unter 
Angabe des gewünschten Bildungsgangs 
bei der Schule bis zum 1. März eines je-
den Jahres einzureichen. Mit dem Antrag 
ist die Erfüllung der Zulassungsvoraus-
setzungen nach § 6 Absatz 1 nachzuwei-
sen sowie eine Erklärung darüber abzu-
geben, ob ein Ablehnungsgrund nach § 6 
Absatz 3 vorliegt. 

  

(2) Über die Zulassung entscheidet die 
Schule. Wenn die nach Absatz 1 erfor-
derlichen Nachweise und die Erklärung 

(2) Über die Zulassung entscheidet die 
Schule. Wenn die nach Absatz 1 erfor-
derlichen Nachweise und die Erklärung 
noch nicht vorliegen, wird die Zulassung 

Im Nachgang zur Erarbeitung der VO soll 
gemeinsam mit den Schulen eine Hand-
lungshilfe erarbeitet werden, in der auch 
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noch nicht vorliegen, wird die Zulas-
sung unter der Bedingung ausgespro-
chen, dass diese spätestens bis zum 
Beginn des Unterrichts vorgelegt wer-
den. 

unter der Bedingung ausgesprochen, 
dass diese spätestens bis sieben Tage 
nach Beginn der Sommerferien vorgelegt 
werden. 

die Zusammenhänge mit der Aufnah-
meVO, der VersetzungsVO und der Zeug-
nisVO verständlich gemacht werden. 

 

(3) Bewerberinnen und Bewerber nicht 
deutscher Herkunftssprache sind auf 
die Wahlmöglichkeit nach § 4 Absatz 2 
hinzuweisen. Wollen sie von der Wahl-
möglichkeit Gebrauch machen, teilen 
sie dies im Antrag auf Zulassung mit. 

(3) Bewerberinnen und Bewerber nicht 
deutscher Herkunftssprache sind auf die 
Wahlmöglichkeit nach § 4 Absatz 2 hin-
zuweisen. Wollen sie von der Wahlmög-
lichkeit Gebrauch machen, teilen sie dies 
im Antrag auf Zulassung mit. 

  

 § 9 Wechsel des Bildungsganges 

(1) Ein Wechsel des Bildungsganges in-
nerhalb der Berufsfachschule für Assis-
tenten ist einmal möglich und der Sena-
torin für Kinder und Bildung von der 
Schule mitzuteilen. 

Neuregelung, um das „Bildungsgang-Hop-
ping“ zu verhindern, auch im Sinne des 
Wirtschaftlichkeitsgebots. Ein Wechsel des 
Bildungsganges ist nur über einen Son-
derantrag möglich. 

Deputierte des Ausschusses 
für berufliche Bildung: 
Der Ausschuss für berufliche 
Bildung spricht sich dafür aus, 
einen regulären Wechsel für 
die SuS zu ermöglichen. 

SZ Utbremen: 
Das SZ Utbremen schließt sich 
der Meinung der Deputierten 
des Ausschusses für berufliche 
Bildung bzgl. eines regulären 
Wechsels an. 

Die Unternehmensverbände im 
Land Bremen e.V.: 
Die Neufassung sieht in § 9 
vor, dass ein Wechsel des Bil-
dungsganges innerhalb der Be-
rufsfachschule für Assistenten 
nicht möglich ist. Durch diese 
Neuregelung soll das „Bil-
dungsgang-Hopping“ und ein 
zu langer Verbleib in einem Bil-
dungsgang verhindert werden. 

Die Unternehmensverbände 
sprechen sich entgegen des 
Vorschlags in der Neufassung 
für einen einmaligen Wechsel 
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des Bildungsganges aus, da 
die Fachrichtungen der Berufs-
fachschule für Assistenten in-
haltlich und auch hinsichtlich 
der Berufspraxis teilweise stark 
voneinander abweichen. Der 
Wechsel in eine neue Fachrich-
tung kann für die Schülerinnen 
und Schüler eine Alternative 
darstellen, die durchaus zu ei-
nem erfolgreichen Berufsab-
schluss führen kann und daher 
nicht von vornherein ausge-
schlossen werden sollte. 

Christlicher Gewerkschafts-
bund Deutschlands: 
Die vorgesehene Erschwernis 
eines Wechsels zwischen Bil-
dungsgängen wird vom CGB 
für sinnvoll erachtet und unter-
stützt. 

ZEB: 
Der ZEB unterstützt den Vor-
schlag des Ausschusses für 
berufliche Bildung. 

Personalrat-Schulen: 
Ein Wechsel zwischen den Bil-
dungsgängen sollte grundsätz-
lich einmal möglich sein. Es ist 
nicht zu erwarten, dass  junge 
SuS schon so viel berufliche 
(oder Lebenserfahrung) Vorer-
fahrungen haben, um eine 
langfristige Entscheidung über 
ihre berufliche Entwicklung ab-
zugeben. 

Antwort SKB:  
Die Anmerkungen des 
Ausschusses für beruf-
liche Bildung, des SZ 
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Utbremen, des CGB, 
des ZEB, des PR-
Schulen und der Unter-
nehmensverbände 
werden angenommen. 
Der Wechsel sollte von 
den Schulen an das 
Referat gemeldet wer-
den.  

 (2) Aus besonderen Gründen, die in der 
Person der Schülerin oder des Schülers 
liegen, kann die Senatorin für Kinder und 
Bildung einer Schülerin oder einem 
Schüler unter Berücksichtigung einer 
Stellungnahme der Schule abweichend 
von Absatz 1 einen zweiten Wechsel des 
Bildungsganges genehmigen. 

Regelungen für diejenigen Fälle in der 
eine Verkettung unglücklicher Umstände 
eine Härte bedeuten würde, die nicht an-
gemessen ist. 

ZEB: 
Wäre „in begründeten Fällen“ 
ein Kompromiss? 

Der ZEB sieht hier aber die 
Aufnehmende Schule als die 
Stelle, die über eine berech-
tigte Begründung entscheiden 
sollte. 

Antwort SKB: 
Im Hinblick auf eine all-
gemein gute Verständ-
lichkeit der Verord-
nungstexte und dem 
daher stets ähnlich zu 
wählenden Wortlaut 
sollte die Formulierung 
„aus besonderen Grün-
den“ beibehalten wer-
den. 

Die SKB ist als Fach-
aufsicht für die Ent-
scheidung in Sonder-
fällen zuständig. Die 
Stellungnahme der auf-
nehmenden Schule 
wird dabei immer ein-
geholt und angemes-
sen berücksichtigt. 
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Teil 2 Prüfung 

§ 9 Allgemeines 

Die Ausbildung schließt mit einer Prü-
fung ab. Die Prüfung besteht aus einem 
praktischen, einem schriftlichen und ei-
nem mündlichen Teil; eine Projektprü-
fung kann Teil der Prüfung sein. Auf die 
mündliche Prüfung kann in den Fä-
chern verzichtet werden, in denen sie 
zur Ermittlung der Endnote nicht mehr 
erforderlich ist. 

§ 10 Allgemeines 

(1) Die Ausbildung schließt mit einer Prü-
fung ab. Die Prüfung besteht aus einem 
schriftlichen und einem praktischen und 
einem mündlichen Teil. Beide Teile wer-
den in einer gemeinsamen Fallbeschrei-
bung miteinander verknüpft und orientie-
ren sich an vollständigen, betrieblichen 
Handlungen. Auf die mündliche Prüfung 
kann in den Lernfeldern verzichtet wer-
den, in denen sie zur Ermittlung der End-
note nicht mehr erforderlich ist. Beide 
Teile der Prüfung können sich auf die Fä-
cher und Lernfelder nach §13 Absatz 1 
erstrecken. Politische Inhalte sind Teil 
der schriftlichen Prüfung. 
 
 

 

Formulierung aus der KMK-Rahmenver-
einbarung  Punkt 7.1 übernommen. Mit 
dieser Neuregelung wird eine Anpassung 
an die Regelungen in anderen Bundeslän-
dern vorgenommen und damit die Ver-
gleichbarkeit der Assistentenausbildungen 
in den Bundesländern erhöht. 

 

Ob Politik ein eigenständiges, zentrales 
Prüfungsfach sein soll, wurde in der AG 
mit den Schulen lang und kontrovers dis-
kutiert, am Ende aber einstimmig verwor-
fen. Insbesondere die Pflicht der sinnvol-
len Verknüpfung politischer mit den berufli-
chen Inhalten, die so gefördert wird, wurde 
von den Mitgliedern der AG letztlich als hö-
herwertig hervorgehoben. 

 

 

Die Unternehmensverbände im 
Land Bremen e.V.: 
Die Ausbildung soll nach § 10 
mit einer schriftlichen und prak-
tischen, inhaltlich zusammen-
hängenden an betriebliche 
Handlungen orientierten Prü-
fung abgeschlossen werden. 
Die Formulierung orientiert sich 
damit an der KMK-Rahmenver-
einbarung und erhöht somit die 
Vergleichbarkeit der Assisten-
tenausbildung in den Bundes-
ländern. 

Die Unternehmensverbände 
sprechen sich für eine Ver-
schlankung der Prüfungsab-
läufe aus, um die Transparenz 
der Assistentenausbildung zu 
erhöhen und die Erstellung der 
Prüfungen innerhalb des Bun-
deslandes zu vereinfachen. 

Personalrat-Schulen: 
Politik sollte ein eigenständiges 
Prüfungsfach bleiben, analog 
zum dualen System. Es gibt 
zwar die Pflicht, der sinnvollen 
Verknüpfung von politischen 
mit beruflichen Inhalten, aber 
darüber hinaus würde die 
Wichtigkeit von politscher Bil-
dung stark eingeschränkt. 

Antwort SKB: 
Die Wissenschaft hat 
belegt, dass alle In-
halte, die in einem 
praktischen Bezug zur 
täglichen Arbeits- und 
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Lebenswelt stehen, 
deutlich besser ver-
knüpft werden, als 
jene, die gesondert und 
ohne Bezug zur Tätig-
keit oder der individuel-
len Lebenswirklichkeit 
stehen. Insofern kann 
davon ausgegangen 
werden, dass durch 
eine Integration in den 
Lernfeldunterricht eine 
Stärkung der politi-
schen Bildung und die 
Wahrnehmung der Be-
deutung politischer 
Themen für das eigene 
Leben stattfindet. 

 (2) Schulen mit gleichem Bildungsgang 
und gleichem Schwerpunkt erstellen ge-
meinsame Prüfungen. 

 Magistrat Bremerhaven: 
- Hierbei handelt es sich um 
eine durchaus sinnvolle Neue-
rung. Gleichwohl erscheint es 
notwendig, eine längere Über-
gangszeit einzuplanen, da u. a. 
die Übungsfirmen und die Soft-
warelösungen angepasst wer-
den müssen. Die jeweiligen 
kommunalen Schulträger soll-
ten ferner Entlastungsstunden 
für die an den Planungen betei-
ligten Kolleginnen und Kollegen 
berücksichtigen. 

Antwort SKB:  
Mit der Übergangsre-
gelung in § 28 Abs. 1 
wird dem Hinweis 
Rechnung getragen.  

- Ist es rechtskonform, dass In-
halte aus dem Berufsübergrei-
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fenden Lernbereich (hier Poli-
tik) in den Berufsbezogenen 
Lernbereich einfließen (obwohl 
die Vornote sich nur auf den 
Berufsbezogenen Lernbereich 
erstreckt)? 

Antwort SKB:  
Die rechtsförmliche 
Prüfung hat diese Re-
gelung nicht bean-
standet.  

Nach dem Lernfeldprin-
zip werden möglichst 
viele Inhalte verknüpft 
unterrichtet und ge-
prüft. 

§ 10 Abnahme der Prüfung 

Die Prüfung wird von den öffentlichen 
Schulen im Lande Bremen, die einen 
Bildungsgang der Berufsfachschule für 
Assistenten eingerichtet haben, durch-
geführt. 

§ 11 Abnahme der Prüfung 

Die Prüfung wird von den öffentlichen 
Schulen im Lande Bremen, die einen Bil-
dungsgang der Berufsfachschule für As-
sistenten eingerichtet haben, durchge-
führt. 

  

§ 11 Prüfungsausschuss und Teil-
prüfungsausschüsse 

(1) Zur Durchführung der Prüfung wird 
ein Prüfungsausschuss gebildet. Dem 
Prüfungsausschuss gehören als Mit-
glieder an: 

1. die Schulleiterin oder der Schulleiter, 

2. die für den Bildungsgang verantwort-
liche Abteilungsleiterin oder der für den 
Bildungsgang verantwortliche Abtei-
lungsleiter oder die für den 

§ 12 Prüfungsausschuss und Teilprü-
fungsausschüsse 

(1) Zur Durchführung der Prüfung wird 
ein Prüfungsausschuss gebildet. Dem 
Prüfungsausschuss gehören als Mitglie-
der an: 

1. die Schulleiterin oder der Schulleiter, 

2. die für den Bildungsgang verantwortli-
che Abteilungsleiterin oder der für den 
Bildungsgang verantwortliche Abteilungs-
leiter oder die für den Bildungsgang ver-
antwortliche Lehrerin oder der für den 
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Bildungsgang verantwortliche Lehrerin 
oder der für den Bildungsgang verant-
wortliche Lehrer der Schule, 

3. die Fachlehrerinnen und die Fachleh-
rer, die in den Prüfungsfächern unter-
richtet haben, 

Den Vorsitz hat die Schulleiterin oder 
der Schulleiter oder eine von ihr oder 
ihm benannte Vertreterin oder ein von 
ihr oder ihm benannter Vertreter. 

Bildungsgang verantwortliche Lehrer der 
Schule, 

3. die Fachlehrerinnen und die Fachleh-
rer, die in den für die Prüfung schwer-
punktmäßig relevanten Lernfeldern un-
terrichtet haben. 

Den Vorsitz hat die Schulleiterin oder der 
Schulleiter oder eine von ihr oder ihm be-
nannte Vertreterin oder ein von ihr oder 
ihm benannter Vertreter. 

 

 

 

Anpassung an Lernfeldbegrifflichkeiten 

 

 

 

 

(2) Zur Durchführung der Prüfung in 
den Fächern der praktischen und der 
mündlichen Prüfung können Teilprü-
fungsausschüsse gebildet werden. Teil-
prüfungsausschüsse können außerdem 
zur Durchführung der Kolloquien nach § 
20 Absatz 6 gebildet werden. Den Teil-
prüfungsausschüssen gehören an: 

1. die Vorsitzende oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses, 

2. eine Fachlehrerin oder ein Fachleh-
rer, die oder der in dem Prüfungsfach 
unterrichtet hat und 

3. eine weitere Fachlehrerin oder ein 
weiterer Fachlehrer. 

Den Vorsitz hat das Mitglied nach Num-
mer 1 oder eine von ihm benannte Ver-
treterin oder ein von ihm benannter 
Vertreter. Die Mitglieder nach Nummer 
2 und 3 werden von der Vorsitzenden 
oder von dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses bestellt. Das Gleiche 
gilt für die Vertreterinnen oder Vertreter 
der genannten Mitglieder eines Teilprü-
fungsausschusses im Falle ihrer 

(2) Zur Durchführung der Teilprüfungen 
praktischen und der mündlichen Prüfung 
können Teilprüfungsausschüsse gebildet 
werden. Teilprüfungsausschüsse können 
außerdem zur Durchführung der Kollo-
quien nach § 22 Absatz 6 gebildet wer-
den. Den Teilprüfungsausschüssen ge-
hören an: 

1. die Vorsitzende oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses, 

2. eine Fachlehrerin oder ein Fachlehrer, 
die oder der in dem für die Prüfung 
schwerpunktmäßig relevanten Lernfeld 
oder Fach unterrichtet hat, 

3. eine weitere Fachlehrerin oder ein wei-
terer Fachlehrer. 

Den Vorsitz hat das Mitglied nach Num-
mer 1 oder eine von ihm benannte Ver-
treterin oder ein von ihm benannter 
Vertreter. Die Mitglieder nach Nummer 2 
und 3 werden von der Vorsitzenden oder 
von dem Vorsitzenden des Prüfungsaus-
schusses bestellt. Das Gleiche gilt für die 

Da es lediglich eine zusammenhängende 
Prüfung gibt, ist die Einsetzung von Teil-
prüfungsausschüssen nicht mehr nötig 
und kann daher hier entfallen. 
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Verhinderung. Vertreterinnen oder Vertreter der ge-
nannten Mitglieder eines Teilprüfungs-
ausschusses im Falle ihrer 
Verhinderung. 

(3) Der Prüfungsausschuss ist be-
schlussfähig, wenn außer der Vorsit-
zenden oder dem Vorsitzenden die 
Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. 
Die Teilprüfungsausschüsse sind be-
schlussfähig, wenn alle Mitglieder an-
wesend sind. Beschlüsse werden mit 
Stimmenmehrheit der anwesenden Mit-
glieder gefasst. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme der Vorsitzen-
den oder des Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses oder des Teilprü-
fungsausschusses. Stimmenthaltungen 
sind nicht zulässig. 

(2) Der Prüfungsausschuss ist be-
schlussfähig, wenn die Mehrheit der Mit-
glieder, darunter die oder der Vorsit-
zende, anwesend ist. Die Teilprüfungs-
ausschüsse sind beschlussfähig, wenn 
alle Mitglieder anwesend sind. Be-
schlüsse werden mit Stimmenmehrheit 
der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme der Vorsitzenden oder des Vor-
sitzenden Prüfungsausschusses oder 
des Teilprüfungsausschusses. Stimment-
haltungen sind nicht zulässig. 

 

Anpassung an Pilottext.  

 

 

(4) Die Vorsitzende oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses oder 
des Teilprüfungsausschusses kann ge-
gen Beschlüsse des Prüfungsaus-
schusses und der Teilprüfungsaus-
schüsse Einspruch einlegen, über den 
die Senatorin für Kinder und Bildung 
entscheidet. Der Einspruch hat auf-
schiebende Wirkung. 

(3) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses oder des Teil-
prüfungsausschusses kann gegen Be-
schlüsse des Prüfungsausschusses und 
der Teilprüfungsausschüsse Einspruch 
einlegen, über den die Senatorin für Kin-
der und Bildung entscheidet. Der Ein-
spruch hat aufschiebende Wirkung. 

Streichungen, da Teilprüfungsausschüsse 
nicht mehr nötig sind. 

 

(5) Der Prüfungsausschuss und die 
Teilprüfungsausschüsse verabreden 
vor Beginn der Prüfung einheitliche 
Maßstäbe für die Beurteilung der Prü-
fungsleistungen. 

(4) Der Prüfungsausschuss und die Teil-
prüfungsausschüsse verabredet vor Be-
ginn der Prüfung einheitliche Maßstäbe 
für die Beurteilung der Prüfungsleistun-
gen. 

  

(6) In Fällen, in denen nichts anderes 
bestimmt ist, trifft der Prüfungsaus-
schuss die Entscheidungen. 

(5) In Fällen, in denen nichts anderes be-
stimmt ist, trifft der Prüfungsausschuss 
die Entscheidung. 
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§ 12 Gegenstand, Ort und Termine 
der Prüfung, Belehrung 

(1) Prüfungsfächer sind alle Unterrichts-
fächer des letzten Ausbildungsjahres. § 
4 Absatz 2 bleibt unberührt. 

§ 13 Gegenstand, Ort und Termine der 
Prüfung, Belehrung 

(1) Gegenstand der Prüfung können alle 
Fächer und alle bis zur Prüfung abge-
schlossenen Lernfelder beider Ausbil-
dungsjahre sein. § 4 Absatz 2 bleibt un-
berührt. 

SKB an Schulen: Ist es gewollt, die Prü-
fungsinhalte nur auf das erste Jahr zu be-
schränken? 

Antwort der Schulen: Explizit nicht 
gewollt. Dies schränkt den Hand-
lungsspielraum für die Erstellung 
der Prüfungsaufgaben stark ein. 

SKB: 
Ist es möglich auch die Inhalte des 1. Aus-
bildungsjahres für die Abschlussprüfungen 
zu verwenden? (Kein Konflikt mit Zeug-
nisVO?) 

Antwort SKB: 
Die Ausweitung auf beide Ausbil-
dungsjahre ist rechtlich möglich, 
es sollte aber zu Beginn der Aus-
bildung ein Hinweis an die SuS er-
folgen. 

LAB: 
Der LAB befürwortet die Rege-
lung „Gegenstand der Prüfung 
können alle Lernfelder und Fä-
cher beider Ausbildungsjahre 
sein.“ 

Magistrat Bremerhaven: 
Diese Veränderung wird aus-
drücklich begrüßt. 

dbb - beamtenbund und tari-
funion (landesbund bremen): 
Der dbb bremen geht davon 
aus, dass die Lernfelder und 
Fächer, so diese in beiden 
Ausbildungsjahren gelehrt wer-
den aufeinander aufbauen und 
damit für die Erstellung der 
Prüfungsaufgaben das Haupt-
augenmerkt auf das zweite 
Ausbildungsjahr gerichtet wird. 
Sollten Prüfungsaufgaben sich 
auf Lernfelder und/oder Fächer 
des ersten Ausbildungsjahres 
beziehen, sollten die Schülerin 
und der Schüler darauf recht-
zeitig hinwiesen werden. 

Antwort SKB:  
Die Schülerinnen und 
Schüler erhalten ver-
ordnungsgemäß recht-
zeitig Kenntnis von den 
prüfungsrelevanten 
Lernfeldern. 
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(2) Die Vorsitzende oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses setzt 
Ort, Datum und Uhrzeit für alle Teile 
der Prüfung verbindlich fest und teilt al-
len Beteiligten unverzüglich Prüfungsort 
und Termine in geeigneter Form mit. 

(2) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses setzt Ort, Da-
tum und Uhrzeit für alle Teile der Prüfung 
verbindlich fest und teilt allen Beteiligten 
unverzüglich Prüfungsort und Termine in 
geeigneter Form mit. 

  

(3) Den Prüflingen ist vor Beginn der 
Prüfung der Text der §§ 26 und 27 be-
kannt zu geben. 

(3) Den Prüflingen ist vor Beginn der Prü-
fung der Text der §§ 24 und 25 bekannt 
zu geben. 

  

§ 13 Berücksichtigung besonderer 
Belange von Menschen mit Behinde-
rung 

(1) Im Prüfungsverfahren sind die be-
sonderen Belange von Menschen mit 
Behinderung zu berücksichtigen. 

§ 14 Berücksichtigung besonderer Be-
lange von Menschen mit Behinderung 

(1) Im Prüfungsverfahren sind die beson-
deren Belange von Menschen mit Behin-
derung durch Nachteilsausgleiche zu be-
rücksichtigen. 

 

 

Anpassung an Pilottext 

 

 

 

(2) Der Prüfling hat rechtzeitig vor der 
Prüfung auf seine Behinderung hinzu-
weisen, wenn diese im Prüfungsverfah-
ren berücksichtigt werden soll. 

(2) Der Prüfling hat rechtzeitig vor der 
Prüfung auf seine Behinderung hinzuwei-
sen, wenn diese im Prüfungsverfahren 
berücksichtigt werden soll. 

  

(3) Der Prüfungsausschuss legt in der 
ersten Prüfungskonferenz fest, durch 
welche besonderen Maßnahmen die 
Belange des Menschen mit Behinde-
rung in der Prüfung berücksichtigt wer-
den. Diese Maßnahmen sollen die be-
hinderungsbedingte Benachteiligung 
ausgleichen, nicht jedoch die Prüfungs-
anforderungen qualitativ verändern. 

(3) Der Prüfungsausschuss legt in der 
ersten Prüfungskonferenz fest, durch 
welche besonderen Maßnahmen die Be-
lange des Menschen mit Behinderung in 
der Prüfung berücksichtigt werden. Diese 
Maßnahmen sollen die behinderungsbe-
dingte Benachteiligung ausgleichen, 
nicht jedoch die Prüfungsanforderungen 
qualitativ verändern. 
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(4) Als geeignete Maßnahmen kommen 
eine besondere Organisation und eine 
besondere Gestaltung der Prüfung so-
wie die Zulassung spezieller Hilfen in 
Betracht. 

(4) Als geeignete Maßnahmen kommen 
eine besondere Organisation und eine 
besondere Gestaltung der Prüfung sowie 
die Zulassung spezieller Hilfen in Be-
tracht. 

  

§ 14 Zulassung zur Prüfung 

(1) Zur Prüfung ist zugelassen, wer zu 
Beginn der Prüfung Schülerin oder 
Schüler des jeweiligen Bildungsgangs 
ist. 

§ 15 Zulassung zur Prüfung 

(1) Zur Prüfung ist zugelassen, wer  
1. zu Beginn der Prüfung Schülerin oder 

Schüler des jeweiligen Bildungs-
gangs ist, 

2. kein mit „ungenügend“ abgeschlosse-
nes Fach oder Lernfeld im zweiten 
Ausbildungsjahr hat, 

3. einen Notendurchschnitt nach Absatz 
2 von 4,0 oder besser aufweist und 

4. erfolgreich am Praktikum nach § 5 
teilgenommen hat. 

 

Über Ausnahmen entscheidet der Prü-
fungsausschuss. 

Diese Veränderung hat das Ziel zu verhin-
dern, dass sich die SuS nur auf das Beste-
hen des Prüfungsblocks konzentrieren und 
die Noten der bisherigen Leistungen in 
den Lernfeldern oder Fächern keine Be-
deutung für die Zulassungsentscheidung 
haben. Dies hat sich nach Wahrnehmung 
der Schulen bisher negativ auf das Leis-
tungsverhalten der SuS ausgewirkt. Daher 
wünschen die Schulen eine Anpassung. 

SKB an AG: 
Ist diese Regelung zu streng? 

AG: in dieser Form sind durchaus 
ausgleichbare Minderleistungen 
(mangelhaft) möglich. Die SuS 
sind mit dieser Regelung generell 
aber dazu aufgefordert, kontinuier-
liche Leistungen im Unterricht zu 
bringen.  

Im Termin mit den Schulen am 08.02.2018 
wurde Nr. 2 um die Ergänzung „im zweiten 
Ausbildungsjahr“ konkretisiert, da SuS mit 
einem „ungenügend“ im ersten Ausbil-
dungsjahr nach der VersetzungsVO zwar 
versetzt werden können, diese Note aber 
im weiteren Verlauf nicht mehr verbessern 
oder ausgleichen können und somit schon 
mit Beendigung des ersten Jahres eine 
Nichtzulassung zur Prüfung gesetzt wäre. 

Hinweis: Im dualen System gibt es keine 
Notenregelungen, die zu einer Nichtzulas-
sung führen würden. 

dbb - beamtenbund und tari-
funion (landesbund bremen): 
Der dbb bremen begrüßt die 
Neuregelung über die Zulas-
sung zur Prüfung und sieht in 
der Einbeziehung der Noten 
der bisherigen Leistungen zur 
Zulassungsentscheidung den 
richten Weg das Leistungsver-
halten zu fördern. 

Die Unternehmensverbände im 
Land Bremen e.V.: 
Hervorzuheben ist, dass in § 
15 aufgenommen wurde, die 
Vornoten im zweiten Ausbil-
dungsjahr über die Prüfungszu-
lassung entscheiden zu lassen. 
In § 22 schlägt die Neufassung 
vor, die Vornoten sowie die ei-
gentliche Prüfung im Verhältnis 
2/3 zu 1/3 zu gewichten. 

Die Unternehmensverbände 
befürworten diese Anpassung, 
da die Schülerinnen und Schü-
ler aufgrund dieser Regelung 
dazu aufgefordert sind, konti-
nuierliche Leistungen zu erbrin-
gen und nicht nur für die Prü-
fung zu lernen. 
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(2) Zur Prüfung wird nicht zugelassen, 
wer ohne Erfolg am Praktikum nach § 5 
teilgenommen hat oder wer in einem 
Unterrichtsfach des fachpraktischen 
Bereichs die Vornote „ungenügend“ o-
der den Vermerk „nicht beurteilbar“ er-
hält. Über Ausnahmen entscheidet der 
Prüfungsausschuss. 

(2) Zur Ermittlung der Durchschnittsnote 
werden die Noten der abgeschlossenen 
Lernfelder und Fächer entsprechend ih-
res Stundenumfangs gemäß der Stun-
dentafel gewichtet. 

Diese Regelung ist eine einfache Möglich-
keit die zeitlichen Unterschiede in den 
Lernfeldern auch in der Note zu berück-
sichtigen. Die dafür nötige Excel-Tabelle 
wurde bereits von einem AG-Mitglied er-
stellt und den anderen Mitgliedern zur Ver-
fügung gestellt. Nachdem die VO in Kraft 
getreten ist, wird die SKB mit der AG eine 
Handlungshilfe zur VO erarbeiten, in der 
alle bisher erarbeiteten Erleichterungen 
einfließen. 

 

(3) Die Entscheidung über die Nichtzu-
lassung zur Prüfung wird in der ersten 
Prüfungskonferenz nach § 17 getroffen 
und der Schülerin oder dem Schüler 
schriftlich mitgeteilt. 

(3) Die Entscheidung über die Nichtzu-
lassung zur Prüfung wird in der ersten 
Prüfungskonferenz nach § 18 getroffen 
und der Schülerin oder dem Schüler 
schriftlich mitgeteilt. 

  

§ 15 Festlegungen zur praktischen 
und schriftlichen Prüfung 

(1) Spätestens zu Beginn des letzten 
Ausbildungshalbjahres legt die Senato-
rin für Kinder und Bildung in Abstim-
mung mit der Schule fest, 

1. welche zwei Fächer des fachprakti-
schen Bereichs praktische Prüfungsfä-
cher werden sollen, 

2. ob an die Stelle der praktischen Prü-
fung in einem Unterrichtsfach nach § 18 
Absatz 2 für alle Prüflinge einer Lern-
gruppe eine Projektprüfung nach § 20 
treten soll, 

3. welche drei den Bildungsgang kenn-
zeichnenden Unterrichtsfächer schriftli-
che Prüfungsfächer nach § 19 Absatz 1 
werden sollen, 

§ 16 Festlegungen zur schriftlichen 
und praktischen Prüfung 

(1) Spätestens zu Beginn des letzten 
Ausbildungshalbjahres legt die Senatorin 
für Kinder und Bildung auf Vorschlag mit 
der Schule fest, aus welchen vier Lernfel-
dern und Fächern sich der schriftliche 
und der praktische Teil der Prüfung zu-
sammensetzen sollen. Schulen mit glei-
chem Bildungsgang und gleichem 
Schwerpunkt einigen sich auf die glei-
chen vier Lernfelder und Fächer. 

2. ob an die Stelle der praktischen Prü-
fung in einem Lernfeld nach § 21 Absatz 
2 für alle Prüflinge einer Lerngruppe eine 
Projektprüfung nach § 23 treten soll, 

3. in welchen drei den Bildungsgang 
kennzeichnenden Lernfelder schriftliche 
Prüfungen nach § 22 Absatz 1 durchge-
führt werden sollen, 

 

Lernfeld-Prüfungen müssen durch meh-
rere Hände. Dies verzögert den Begutach-
tungsprozess erheblich. 
 

Schulen in Sitzung am 08.02.2018: 
Ja, aber die Begutachtung durch 
die einzelnen Fachgutachter kann 
parallel erfolgen und muss nicht 
unbedingt nacheinander erfolgen. 
Das von 22-FB aufgeworfene 
Problem macht aber deutlich, dass 
der Begutachtungsprozess verän-
dert werden muss. Vorschlag: 
Haupt- und Nebengutachter. Nur 
der Hauptgutachter verhandelt 
Nachbesserungsvorschläge mit 
den Erstellern der Prüfung. 

 
 

Eine Einschränkung der Lernfächer und 
Fächer soll den SuS eine angemessene 
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4. ob an die Stelle der schriftlichen Prü-
fung in einem den Bildungsgang kenn-
zeichnenden Unterrichtsfach nach § 19 
Absatz 2 für alle Prüflinge einer Lern-
gruppe eine Projektprüfung nach § 20 
treten soll. 

4. ob an die Stelle der schriftlichen Prü-
fung in einem den Bildungsgang kenn-
zeichnenden Lernfeld nach § 22 Absatz 
2 für alle Prüflinge einer Lerngruppe eine 
Projektprüfung nach § 23 treten soll 

 

Eingrenzung ihrer Lernbemühungen er-
möglichen. Die AG befürwortet diese Ein-
grenzung. 

 

 

(2) Die Entscheidungen über die Festle-
gungen zur Prüfung werden den Prüf-
lingen unverzüglich zur Kenntnis gege-
ben. 

(2) Die Entscheidungen über die Festle-
gungen zur Prüfung werden den Prüflin-
gen unverzüglich zur Kenntnis gegeben. 

  

§ 16 Vornoten der Prüfungsfächer 

Die Vornoten der Prüfungsfächer erge-
ben sich aus den Leistungen im Bil-
dungsgang in den Prüfungsfächern 
nach § 12 Absatz 1 unter besonderer 
Berücksichtigung der Leistungen im 
letzten Ausbildungsjahr. 

§ 17 Vornote der Prüfungsfächer 

Die Vornote der Prüfungslernfelder und 
Fächer ergibt sich aus den Leistungen im 
Bildungsgang in den Lernfeldern und Fä-
chern nach § 13 Absatz 1. unter beson-
derer Berücksichtigung der Leistungen 
im letzten Ausbildungsjahr. Die Vornote 
wird aus den nach Stundenumfang ge-
wichteten Endnoten aller abgeschlosse-
nen Lernfelder und der jeweils letzten 
Note aller Fächer des berufsübergreifen-
den Lernbereichs gebildet. Das Ergebnis 
wird auf eine Stelle nach dem Komma 
geschnitten. 

Orientierung an hessischer Regelung  

 

Ist es möglich, die Vornoten im Abschluss-
zeugnis aus den Lernfeldern/Fächern bei-
der Schuljahre zu bilden oder dürfen hier-
für nur die Noten des zweiten Jahres ge-
nutzt werden? 

Antwort: 
Es können in den einzelnen Bil-
dungsgangVOs auch von der (all-
gemeinen) ZeugnisVO abwei-
chende Spezialregelungen veran-
kert werden. Sie können also eine 
„Vornote“ auch aus den Gesamt-
leitungen von mehreren Schuljah-
ren bilden. Dasselbe passiert  
auch bei den Abiturnoten. 

SZ Utbremen: 
Vorschlag S. 2: „Die Vornote 
wird aus den nach Stundenum-
fang gewichteten Endnoten al-
ler Lernfelder und der jeweili-
gen Endnote aller Fächer des 
berufsübergreifenden Lernbe-
reichs gebildet.“   

Magistrat Bremerhaven: 
Der Entwurf geht davon aus, 
dass sich die Vornote aus den 
Leistungen in allen Lernfeldern 
nach § 13 zusammensetzt. 
Noch nicht unterrichtete LF 
können nicht in die Vornote 
eingehen. 

Empfehlung: Die Vornote ergibt 
sich aus den Leistungen aller 
bis zum Zeitpunkt der 1. Prü-
fungskonferenz unterrichteten 
Lernfelder. 

Antwort SKB: Der Hin-
weis wurde aufgenom-
men. 
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§ 17 Erste Prüfungskonferenz 

(1) Spätestens am dritten Unterrichts-
tag vor Beginn des ersten Prüfungsteils 
tritt der Prüfungsausschuss zur ersten 
Prüfungskonferenz zusammen. 

§ 18 Erste Prüfungskonferenz 

(1) Spätestens am dritten Unterrichtstag 
vor Beginn des ersten Prüfungsteils tritt 
der Prüfungsausschuss zur ersten Prü-
fungskonferenz zusammen. 

  

 
(2) In dieser Prüfungskonferenz be-
schließt der Prüfungsausschuss auf Vor-
schlag der Fachlehrerinnen und Fachleh-
rer die Vornote. 

Es gibt nur noch eine Vornote, die als De-
zimalzahl mit einer Stelle nach dem 
Komma angegeben wird. 

 

(2) In dieser Prüfungskonferenz be-
schließt der Prüfungsausschuss auf 
Vorschlag der Fachlehrerinnen und 
Fachlehrer, die in den Fächern unter-
richtet haben, die Vornoten aller Fächer 
des fachpraktischen Bereichs sowie die 
Vornoten der Fächer der schriftlichen 
Prüfung. 

(3) Auf der Grundlage der Zulassungsvo-
raussetzungen nach § 15 trifft der Prü-
fungsausschuss die Entscheidung über 
die Zulassung zur Prüfung. 

  

(3) Spätestens am zweiten Unterrichts-
tag vor Beginn des ersten Prüfungsteils 
werden dem Prüfling die Vornoten der 
Fächer der praktischen und der schriftli-
chen Prüfung mitgeteilt. 

(4) Spätestens am zweiten Unterrichtstag 
vor Beginn des ersten Prüfungsteils wird 
dem Prüfling die Vornote mitgeteilt. 

  

§ 18 Praktische Prüfung 

(1) Die praktische Prüfung erstreckt 
sich auf die nach § 15 festgelegten Fä-
cher. Die Zeit für die praktische Prüfung 
beträgt 

1. in den Bildungsgängen zur techni-
schen Assistentin/zum technischen As-
sistenten mindestens 8 Stunden, 
höchstens jedoch 18 Stunden, 

§ 19 Praktische Durchführung der Prü-
fung 

(1) Die Prüfung erstreckt sich auf die 
nach den  §§ 13 und 16 festgelegten 
Lernfelder und Fächer. Der Umfang der 
praktischen Prüfung beträgt mindestens 
4 Zeitstunden. Der Umfang der schriftli-
chen Prüfung beträgt mindestens 8 Zeit-
stunden. 

Regelung an KMK-Rahmenvereinbarung 
(Punkt 7) angepasst. Eine längere Prü-
fungsdauer ist möglich, wird aber nicht vor-
gegeben. In der KMK-Rahmenvereinba-
rung werden die Zahlen nicht ausgeschrie-
ben. 

 

 

 

 

Magistrat Bremerhaven: 
Eine Prüfungszeit von 12 Stun-
den erscheint angemessen, 
wenn Lernfelder aus 2 Jahren 
genommen werden können 
(siehe oben § 13). 
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2. in den Bildungsgängen zur kaufmän-
nischen Assistentin/ zum kaufmänni-
schen Assistenten mindestens 8 Stun-
den, höchstens jedoch 12 Stunden. 

1. in den Bildungsgängen zur techni-
schen Assistentin/zum technischen As-
sistenten mindestens 8 Stunden, höchs-
tens jedoch 18 Stunden, 

2. in den Bildungsgängen zur kaufmänni-
schen Assistentin/ zum kaufmännischen 
Assistenten mindestens 8 Stunden, 
höchstens jedoch 12 Stunden. 

Die Sonderregelungen für einzelne 
Schwerpunkte sind nach KMK-Rahmen-
vereinbarung nicht vorgesehen und tau-
chen daher im neuen VO-Text nicht mehr 
auf. 

(2) An die Stelle der praktischen Prü-
fung in einem Unterrichtsfach des be-
rufsbezogenen Lernbereichs kann für 
alle Prüflinge einer Lerngruppe eine 
Projektprüfung nach § 20 treten. 

(2) An die Stelle der praktischen Prüfung 
in einem Lernfeld kann für alle Prüflinge 
einer Lerngruppe eine Projektprüfung 
nach § 21 treten. 

Diese Regelung ist aufgrund der neuen, 
an die KMK- angepasste Prüfungsrege-
lung, nicht mehr nötig. Die Schulen befür-
worten die Vereinfachung des Prüfungs-
verfahrens. 

 

(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
legt der Senatorin für Kinder und Bil-
dung spätestens vier Wochen vor Be-
ginn der praktischen Prüfung für jedes 
Fach zwei Aufgabenvorschläge mit An-
gabe der Bearbeitungsdauer in einem 
versiegelten Umschlag vor. Zu allen 
Aufgabenvorschlägen gehört die An-
gabe der Bearbeitungsdauer und eine 
genaue Beschreibung der vom Prüfling 
erwarteten Leistung (Erwartungshori-
zont) einschließlich der Angabe von Be-
wertungskriterien. Aus diesen Vorschlä-
gen wählt die Senatorin für Kinder und 
Bildung jeweils eine Prüfungsaufgabe 
aus. Wenn ihr Aufgaben ungeeignet o-
der änderungsbedürftig erscheinen, 
kann sie neue Vorschläge anfordern. 

(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter 
legt der Senatorin für Kinder und Bildung 
spätestens bis zum Ende des ersten 
Schulhalbjahres des zweiten Ausbil-
dungsjahres zwei Prüfungsvorschläge 
mit jeweils einem schriftlichen und einem 
praktischen Teil in einem versiegelten 
Umschlag vor. Zu allen Aufgabenvor-
schlägen gehören die Angabe der Bear-
beitungsdauer und eine genaue Be-
schreibung der vom Prüfling erwarteten 
Leistung (Erwartungshorizont) ein-
schließlich der Angabe von Bewertungs-
kriterien. Aus diesen Vorschlägen wählt 
die Senatorin für Kinder und Bildung ei-
nen Prüfungsvorschlag aus. Wenn ihr die 
Prüfungsvorschläge teilweise oder ganz 
änderungsbedürftig oder ungeeignet er-
scheinen, kann sie neue Prüfungsvor-
schläge anfordern. 

In der Sitzung am 11.12.2017 haben sich 
die Schulen geschlossen dafür ausgespro-
chen, dass die Prüfungsvorschläge 
zwecks Entzerrung früher eingereicht wer-
den müssen. 

 

  



Anlage 1 – Synopse VO BFS Assistenten 

Seite 35 von 55 

(4) Die Vorbereitungen für die Durch-
führung der Prüfung sind so zu treffen, 
dass die Prüfungsaufgaben den Prüflin-
gen nicht vor der Prüfung bekannt wer-
den. 

(3) Die Vorbereitungen für die Durchfüh-
rung der Prüfung sind so zu treffen, dass 
die Prüfungsaufgaben den Prüflingen 
nicht vor der Prüfung bekannt werden. 

  

(5) Die Zeit für die Bearbeitung der Prü-
fungsaufgaben beginnt unmittelbar, 
nachdem die Prüfungsaufgaben be-
kanntgegeben und beigefügte Texte 
gelesen worden sind. 

(4) Die Zeit für die Bearbeitung der Prü-
fungsaufgaben beginnt unmittelbar, 
nachdem die Prüfungsaufgaben bekannt-
gegeben und beigefügte Texte gelesen 
worden sind. 

  

(6) Die praktische Prüfung findet unter 
Aufsicht statt. 

(5) Die praktische Prüfung findet unter 
Aufsicht statt. 

  

(7) Die Prüfungsarbeiten werden vom 
Mitglied des Prüfungsausschusses 
nach § 11 Absatz 1 Nummer 3 oder 
vom Mitglied des Teilprüfungsaus-
schusses nach § 11 Absatz 2 Nummer 
2 als Referentin oder Referent beurteilt 
und benotet. Die Vorsitzende oder der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
bestellt für jedes Prüfungsfach eine 
weitere Fachlehrerin oder einen weite-
ren Fachlehrer als Korreferentin oder 
Korreferenten. Diese oder dieser beur-
teilt und benotet die Prüfungsarbeiten 
ebenfalls. Stimmen die erteilten Noten 
nicht überein, entscheidet der Prü-
fungsausschuss. 

(6) Die Prüfungsarbeiten werden vom 
Mitglied des Prüfungsausschusses nach 
§ 12 Absatz 1 Nummer 3 oder vom Mit-
glied des Teilprüfungsausschusses nach 
§ 13 Absatz 2 Nummer 2 als Referentin 
oder Referent beurteilt und benotet. Die 
Vorsitzende oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses bestellt für jeden 
Prüfungsteil eine weitere Fachlehrerin o-
der einen weiteren Fachlehrer als Korre-
ferentin oder Korreferenten. Diese oder 
dieser beurteilt und benotet die Prüfungs-
arbeiten ebenfalls. Stimmen die erteilten 
Noten nicht überein, entscheidet der Prü-
fungsausschuss. 

Teilprüfungsausschüsse sind nötig, wenn 
mündlichen bzw. Projektprüfungen durch-
geführt werden. Da durch die Anpassung 
an die Prüfungsregelungen in der KMK-
Rahmenvereinbarungen keine mündlichen 
bzw. Projektprüfungen mehr vorgesehen 
sind, werden auch die Teilprüfungsaus-
schüsse nicht mehr benötigt. 

 

§ 19 Schriftliche Prüfung 

(1) Die schriftliche Prüfung erstreckt 
sich auf das Fach Politik und auf drei 
den Bildungsgang kennzeichnende Fä-
cher. Die Zeit für die Bearbeitung der 
schriftlichen Prüfungsaufgaben beträgt 

§ 21 Schriftliche Prüfung 

(1) Die schriftliche Prüfung erstreckt sich 
auf drei den Bildungsgang kennzeich-
nende Lernfelder. Die Zeit für die Bear-

Die Regelungen zur schriftlichen Prüfung 
sind bereits in §20 festgelegt. 

Die Schulen haben sich nach eingehender 
Diskussion dazu entschlossen, politische 
und gesellschaftskundliche Inhalte in die 
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in jedem Fach mindestens 150 Minu-
ten, höchstens jedoch 180 Minuten. 

beitung der schriftlichen Prüfungsaufga-
ben beträgt jeweils 150 Minuten, höchs-
tens jedoch 180 Minuten. 

Lernfeldprüfungen zu integrieren. Die Er-
gänzung in §11 („Politische Inhalte sind 
Teil der schriftlichen Prüfung.“ soll sicher-
stellen, dass hierauf ein besonderes Au-
genmerk gerichtet wird. 

(2) An die Stelle der schriftlichen Prü-
fung in einem den Bildungsgang kenn-
zeichnenden Unterrichtsfach des be-
rufsbezogenen Lernbereichs kann für 
alle Prüflinge einer Lerngruppe eine 
Projektprüfung nach § 20 treten. 

(2) An die Stelle der schriftlichen Prüfung 
in einem den Bildungsgang kennzeich-
nenden Lernfeld kann für alle Prüflinge 
einer Lerngruppe eine Projektprüfung 
nach § 22 treten. 

  

(3) § 18 Absatz 3 bis 7 gilt für die 
schriftliche Prüfung entsprechend. 

(3) § 20 Absatz 2 bis 6 gilt für die schriftli-
che Prüfung entsprechend. 

  

§ 20 Projektprüfung 

(1) Die Projektprüfung findet in einem 
den Bildungsgang kennzeichnenden 
Unterrichtsfach statt. In der Projektprü-
fung soll der Prüfling nachweisen, dass 
er eine Problemstellung der Praxis er-
fassen, beurteilen, lösen und darstellen 
kann. 

§ 22 Projektprüfung 

(1) Die Projektprüfung findet in einem 
den Bildungsgang kennzeichnenden 
Lernfeld statt. In der Projektprüfung soll 
der Prüfling nachweisen, dass er eine 
Problemstellung der Praxis erfassen, be-
urteilen, lösen und darstellen kann. 

Die KMK-Vereinbarung sieht keine Projekt-
prüfungen vor. Darüber hinaus ist festzu-
stellen, dass die neue, zusammenhän-
gende Prüfung (Fall-orientiert) den Kreis 
der vollständigen Handlung abbildet, so 
dass weitere Prüfungsformen, die dies ab-
bilden können, nicht mehr nötig sind. Die 
Schulen befürworten dies und die damit 
verbundene Vereinfachung des Prüfungs-
verfahrens. 

 

(2) Die Projektprüfung kann als Einzel- 
oder Gruppenarbeit durchgeführt wer-
den. Wird sie als Gruppenarbeit durch-
geführt, muss die individuelle Prüfungs-
leistung nachweisbar und bewertbar 
sein. 

(2) Die Projektprüfung kann als Einzel- o-
der Gruppenarbeit durchgeführt werden. 
Wird sie als Gruppenarbeit durchgeführt, 
muss die individuelle Prüfungsleistung 
nachweisbar und bewertbar sein. Es kön-
nen Gruppen mit maximal drei Teilneh-
merinnen und Teilnehmern gebildet wer-
den. 

  

(3) Das Thema der Projektprüfung 
ergibt sich aus dem Unterricht in einem 
den Bildungsgang kennzeichnenden 
Fach. Es wird auf Vorschlag des Prüf-
lings von den Fachlehrerinnen und 

(3) Das Thema der Projektprüfung ergibt 
sich aus dem Unterricht in einem den Bil-
dungsgang kennzeichnenden Lernfeld. 
Es wird auf Vorschlag des Prüflings von 
den Fachlehrerinnen und Fachlehrern 
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Fachlehrern festgelegt und von der 
Schulleiterin oder dem Schulleiter ge-
nehmigt. 

festgelegt und von der Schulleiterin oder 
dem Schulleiter genehmigt. 

(4) Die Projektprüfung besteht aus drei 
aufeinander bezogenen Teilen: 

1. Produkt.  

Das Produkt ist das Projektergebnis. 

2. Schriftliche Reflexion.  

Der Erarbeitungsprozess des Produk-
tes wird in schriftlicher Form reflektiert. 
Wenn das Produkt keine Schriftform 
besitzt, muss die schriftliche Reflexion 
um eine Beschreibung des Produktes 
ergänzt werden. Beim Ersatz der 
schriftlichen Prüfung durch eine Pro-
jektprüfung kann auf die schriftliche Re-
flexion verzichtet werden, wenn diese 
Gegenstand des Kolloquiums ist. 

3. Kolloquium. 

Das Kolloquium hat eine mündliche 
Präsentation des Produktes zur Grund-
lage. Die Dauer der Präsentation be-
trägt 10 bis 15 Minuten. An die Präsen-
tation schließt sich ein Fachgespräch 
an, das für jeden Prüfling einen zeitli-
chen Umfang von 10 bis 15 Minuten 
besitzt. 

(4) Die Projektprüfung besteht aus drei 
aufeinander bezogenen Teilen: 

1. Produkt:  

Das Produkt ist das Projektergebnis. 

2. Schriftliche Reflexion: 

Der Erarbeitungsprozess des Produktes 
wird in schriftlicher Form reflektiert. 
Wenn das Produkt keine Schriftform be-
sitzt, muss die schriftliche Reflexion um 
eine Beschreibung des Produktes er-
gänzt werden. Beim Ersatz der schriftli-
chen Prüfung durch eine Projektprüfung 
kann auf die schriftliche Reflexion ver-
zichtet werden, wenn diese Gegenstand 
des Kolloquiums ist. 

3. Kolloquium: 

Das Kolloquium hat eine mündliche Prä-
sentation des Produktes zur Grundlage. 
Die Dauer der Präsentation beträgt 10 
bis 15 Minuten. An die Präsentation 
schließt sich ein Fachgespräch an, das 
für jeden Prüfling einen zeitlichen Um-
fang von mindestens 15 Minuten besitzt. 

  

 

(5) Die Aufgabenstellung für die schrift-
liche Reflexion über den Erarbeitungs-
prozess des Produktes muss zeitlich so 
erfolgen, dass das Feststellen des Er-
gebnisses nicht früher als vier Wochen 
vor der mündlichen Prüfung erfolgt. 
Nach einer auf zwei Unterrichtswochen 

(5) Die Bearbeitungszeit für die schriftli-
che Reflexion beträgt in der Regel zwei 
Unterrichtswochen. Für die Dauer der 
Bearbeitungszeit werden die Prüflinge 
vom Unterricht befreit. Die schriftliche 
Reflektion des Projekts ist dem Prüfungs-
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festgelegten Bearbeitungszeit wird von 
dem Prüfling eine schriftliche Reflexion 
vorgelegt. Für die Dauer der Bearbei-
tungszeit werden die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer an der Projektprüfung 
vom Unterricht befreit. Die schriftliche 
Reflexion wird vom Mitglied des Prü-
fungsausschusses nach § 11 Absatz 1 
Nummer 3 beurteilt und benotet. § 18 
Absatz 6 gilt entsprechend. 

ausschuss drei Wochen vor dem Kollo-
quium vorzulegen. Die schriftliche Refle-
xion wird vom Mitglied des Prüfungsaus-
schusses nach § 13 Absatz 2 Nummer 2 
beurteilt und benotet. § 20 Absatz 6 Satz 
2 bis 4 gilt entsprechend.  

(6) Das Produkt der Projektprüfung wird 
von den Prüflingen im Rahmen eines 
Kolloquiums präsentiert, das vor dem 
Teilprüfungsausschuss stattfindet. Die-
ser Teilprüfungsausschuss setzt auf 
Vorschlag des Mitglieds nach § 12 Ab-
satz 2 Nummer 2 die Note für das Kol-
loquium fest. 

(6) Das Produkt der Projektprüfung wird 
von den Prüflingen im Rahmen eines 
Kolloquiums präsentiert, das vor dem 
Teilprüfungsausschuss stattfindet. Dieser 
Teilprüfungsausschuss setzt auf Vor-
schlag des Mitglieds nach § 14 Absatz 2 
Nummer 2 die Note für das Kolloquium 
fest. 

  

(7) Der Prüfungsausschuss setzt die 
Gesamtnote für die Projektprüfung fest; 
die Noten für die schriftliche Reflexion 
und für das Kolloquium fließen zu glei-
chen Teilen in die Gesamtnote ein. 

(7) Der Prüfungsausschuss oder der Teil-
prüfungsausschuss setzt die Gesamtnote 
für die Projektprüfung fest; die Noten für 
die schriftliche Reflexion und für das Kol-
loquium fließen zu gleichen Teilen in die 
Gesamtnote ein. 

  

§ 21 Zweite Prüfungskonferenz 

(1) Spätestens am vierten Unterrichts-
tag vor Beginn der mündlichen Prüfung 
tritt der Prüfungsausschuss zur zweiten 
Prüfungskonferenz zusammen. 

§ 21 Zweite Prüfungskonferenz 

(1) Spätestens am vierten Unterrichtstag 
vor Beginn der mündlichen Prüfung tritt 
der Prüfungsausschuss zur zweiten Prü-
fungskonferenz zusammen. 

  

(2) In dieser Prüfungskonferenz be-
schließt der Prüfungsausschuss auf 
Vorschlag der Fachlehrerinnen und 
Fachlehrer die Vornoten der übrigen 
Fächer der Stundentafel, sowie auf-
grund der Vornoten und der Noten der 

(2) In dieser Prüfungskonferenz be-
schließt der Prüfungsausschuss auf Vor-
schlag der Fachlehrerinnen und Fachleh-
rer die Vornoten der übrigen Lernfelder 
der Stundentafel, sowie aufgrund der 
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praktischen und der schriftlichen Prü-
fung 

1. bei welchen Prüflingen er nach § 9 
Satz 3 auf eine mündliche Prüfung ver-
zichtet, 

2. welche Prüflinge von der mündlichen 
Prüfung ausgeschlossen werden müs-
sen, weil sie die Prüfung nicht mehr be-
stehen können, 

3. in welchen Fächern die übrigen Prüf-
linge mündlich geprüft werden. 

Vornoten und der Noten der praktischen 
und der schriftlichen Prüfung 

1. bei welchen Prüflingen er nach § 11 
Satz 3 auf eine mündliche Prüfung ver-
zichtet, 

2. welche Prüflinge von der mündlichen 
Prüfung ausgeschlossen werden müs-
sen, weil sie die Prüfung nicht mehr be-
stehen können, 

3. in welchen Lernfeldern die übrigen 
Prüflinge mündlich geprüft werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(3) Für den Fall, dass ein Prüfling in 
zwei Fächern mündlich geprüft werden 
soll, muss der Prüfungsausschuss 
gleichzeitig beschließen, auf welches 
Fach verzichtet werden soll, falls der 
Prüfling von seinem Recht auf Zuwahl 
von einem Fach Gebrauch macht und 
dieses Fach nicht bereits zu den vom 
Prüfungsausschuss beschlossenen Fä-
chern gehört. 

(3) Für den Fall, dass ein Prüfling in zwei 
vom Prüfungsausschuss festgelegten 
Lernfeldern mündlich geprüft werden soll 
und sich der Prüfling entsprechend sei-
nes Rechts auf Zuwahl für ein anderes  
Lernfeld entscheidet, muss der Prüfungs-
ausschuss beschließen, auf welches der 
beiden von ihm festgelegten Lernfelder 
verzichtet werden soll. 

  

(4) Der Prüfungsausschuss beschließt 
in dieser Prüfungskonferenz, für welche 
Fächer der mündlichen Prüfung Teilprü-
fungsausschüsse eingesetzt werden. 

(4) Der Prüfungsausschuss beschließt in 
dieser Prüfungskonferenz, für welche 
Lernfelder der mündlichen Prüfung Teil-
prüfungsausschüsse eingesetzt werden. 

  

(5) Spätestens am dritten Unterrichts-
tag vor Beginn der mündlichen Prüfung 
werden dem Prüfling mitgeteilt: 

1. die Vornoten der Fächer der mündli-
chen Prüfung, 

2. die Ergebnisse der praktischen Prü-
fung, 

(5) Spätestens am dritten Unterrichtstag 
vor Beginn der mündlichen Prüfung wer-
den dem Prüfling mitgeteilt: 

1. die Vornoten der Lernfelder der münd-
lichen Prüfung, 

2. die Ergebnisse der praktischen Prü-
fung, 
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3. die Ergebnisse der schriftlichen Prü-
fung und der Projektprüfung, 

4. die Fächer für die mündliche Prü-
fung, soweit nicht auf die mündliche 
Prüfung verzichtet wird, 

5. gegebenenfalls, dass er von der 
mündlichen Prüfung ausgeschlossen 
worden ist, weil er die Prüfung nicht 
mehr bestehen kann. 

3. die Ergebnisse der schriftlichen Prü-
fung und der Projektprüfung, 

4. die Lernfelder für die mündliche Prü-
fung, soweit nicht auf die mündliche Prü-
fung verzichtet wird, 

5. gegebenenfalls, dass er von der 
mündlichen Prüfung ausgeschlossen 
worden ist, weil er die Prüfung nicht mehr 
bestehen kann. 

§ 22 Mündliche Prüfung 

(1) Fächer der mündlichen Prüfung 
können mit Ausnahme der Fächer des 
fachpraktischen Bereichs und des Fa-
ches Sport alle Unterrichtsfächer des 
letzten Ausbildungsjahres sein. Ein 
Prüfling darf einschließlich der zuge-
wählten Fächer höchstens in zwei Fä-
chern mündlich geprüft werden. 

§ 22 Mündliche Prüfung 

(1) Lernfelder der mündlichen Prüfung 
können mit Ausnahme der praktisch ge-
prüften Lernfelder  und des Faches Sport 
alle Lernfelder des letzten Ausbildungs-
jahres sein. Ein Prüfling darf einschließ-
lich der zugewählten Lernfelder höchs-
tens in zwei Lernfeldern mündlich geprüft 
werden. 

Die KMK-Vereinbarung sieht keine mündli-
chen Prüfungen vor. Nach eingehender 
Diskussion mit den Schulen wurden der 
Wegfall und die damit verbundene Verein-
fachung des Prüfungsverfahrens befürwor-
tet. 

 

(2) Prüferin oder Prüfer ist die Fachleh-
rerin oder der Fachlehrer, die oder der 
zuletzt den Unterricht im Prüfungsfach 
erteilt hat oder, bei deren oder dessen 
Verhinderung, eine von der Vorsitzen-
den oder von dem Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses zu bestimmende 
Vertreterin oder ein zu bestimmender 
Vertreter. Die Vorsitzende oder der Vor-
sitzende des Teilprüfungsausschusses 
sowie die Vorsitzende oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses ha-
ben das Recht, in die Prüfung einzu-
greifen, zur Klärung der Prüfungsleis-
tung selbst Fragen zu stellen und Fra-
gen anderer Ausschussmitglieder zuzu-
lassen. 

(2) Prüferin oder Prüfer ist die Fachlehre-
rin oder der Fachlehrer, die oder der zu-
letzt den Unterricht im Prüfungslernfeld 
erteilt hat oder, bei deren oder dessen 
Verhinderung, eine von der Vorsitzenden 
oder von dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses zu bestimmende Ver-
treterin oder ein zu bestimmender Vertre-
ter. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende 
des Teilprüfungsausschusses sowie die 
Vorsitzende oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses haben das Recht, 
in die Prüfung einzugreifen, zur Klärung 
der Prüfungsleistung selbst Fragen zu 
stellen und Fragen anderer Ausschuss-
mitglieder zuzulassen. 
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(3) Jeder Prüfling hat das Recht, sich in 
einem Fach seiner Wahl mündlich prü-
fen zu lassen. Er teilt das gewählte 
Fach spätestens am Tag nach der Be-
kanntgabe der Ergebnisse nach § 21 
Absatz 5 schriftlich der Schulleiterin o-
der dem Schulleiter mit. Die einmal ge-
troffene Wahl kann nicht geändert wer-
den. 

(3) Jeder Prüfling hat das Recht, sich in 
einem Lernfeld seiner Wahl nach Absatz 
1 mündlich prüfen zu lassen. Er teilt das 
gewählte Lernfeld spätestens am Tag 
nach der Bekanntgabe der Ergebnisse 
nach § 23 Absatz 5 schriftlich der Schul-
leiterin oder dem Schulleiter mit. Die ein-
mal getroffene Wahl kann nicht geändert 
werden. 

  

(4) Beim Prüfungsgespräch der mündli-
chen Prüfung können bis zu zwei Schü-
lerinnen oder Schüler des Bildungs-
gangs der jeweiligen Schule anwesend 
sein, die nicht selbst in dem betreffen-
den Fach geprüft werden. Die Anwe-
senheit der Schülerinnen und Schüler 
ist nicht zulässig, wenn ein Prüfling sich 
dagegen ausspricht oder der Prüfungs-
ausschuss oder der Teilprüfungsaus-
schuss dies aufgrund eines begründe-
ten Antrags eines seiner Mitglieder be-
schließt. Während der Beratung und 
der Beschlussfassung dürfen Schülerin-
nen und Schüler nicht anwesend sein. 

(4) Beim Prüfungsgespräch der mündli-
chen Prüfung können bis zu zwei Schüle-
rinnen oder Schüler des Bildungsgangs 
der jeweiligen Schule anwesend sein, die 
nicht selbst in dem betreffenden Lernfeld 
geprüft werden. Die Anwesenheit der 
Schülerinnen und Schüler ist nicht zuläs-
sig, wenn ein Prüfling sich dagegen aus-
spricht oder der Prüfungsausschuss oder 
der Teilprüfungsausschuss dies aufgrund 
eines begründeten Antrags eines seiner 
Mitglieder beschließt. Während der Bera-
tung und der Beschlussfassung dürfen 
Schülerinnen und Schüler nicht anwe-
send sein. 

  

(5) Der Prüfling erhält für jede Einzel-
prüfung eine schriftlich formulierte Auf-
gabe, in der auch die zugelassenen 
Hilfsmittel genannt werden. Die Vorbe-
reitungszeit beträgt in der Regel 20 Mi-
nuten. Sie kann verkürzt werden, wenn 
der Prüfling erklärt, dass er seine Vor-
bereitungen abgeschlossen hat. 

(5) Der Prüfling erhält für jede Einzelprü-
fung eine schriftlich formulierte Aufgabe, 
in der auch die zugelassenen Hilfsmittel 
genannt werden. Die Vorbereitungszeit 
beträgt in der Regel 20 Minuten. Sie 
kann verkürzt werden, wenn der Prüfling 
erklärt, dass er seine Vorbereitungen ab-
geschlossen hat. 

  

(6) Die Vorbereitung findet unter Auf-
sicht in einem besonderen Raum statt. 
Während der Vorbereitungszeit kann 

(6) Die Vorbereitung findet unter Aufsicht 
in einem gesonderten Raum statt. Wäh-
rend der Vorbereitungszeit kann sich der 

  



Anlage 1 – Synopse VO BFS Assistenten 

Seite 42 von 55 

sich der Prüfling Aufzeichnungen ma-
chen; sie sind zu den Prüfungsakten zu 
nehmen. 

Prüfling Aufzeichnungen machen, die zu 
den Prüfungsakten zu nehmen sind. 

(7) Die Prüfung muss so angelegt wer-
den, dass dem Prüfling zunächst die 
selbständige Lösung der Aufgabe in ei-
ner zusammenhängenden Darstellung 
ermöglicht wird. Daran soll sich ein Prü-
fungsgespräch anschließen, das sich 
auch auf größere fachliche Zusammen-
hänge erstreckt. Im Prüfungsverlauf soll 
deutlich werden, inwieweit der Prüfling 
die Aufgabe selbständig zu lösen und 
auf Hinweise und Fragen einzugehen 
vermag. Der Prüfling kann seine in der 
Vorbereitungszeit gemachten Aufzeich-
nungen, die im Übrigen nicht Gegen-
stand der Prüfung sind, zu Hilfe neh-
men. 

(7) Dem Prüfling muss zunächst die selb-
ständige Lösung der Aufgabe in einer zu-
sammenhängenden Darstellung ermög-
licht werden. Daran soll sich ein Prü-
fungsgespräch anschließen, das sich 
auch auf größere fachliche Zusammen-
hänge erstreckt. Im Prüfungsverlauf soll 
deutlich werden, inwieweit der Prüfling 
die Aufgabe selbständig zu lösen und auf 
Hinweise und Fragen einzugehen ver-
mag. Der Prüfling kann seine in der Vor-
bereitungszeit gemachten Aufzeichnun-
gen, die im Übrigen nicht Gegenstand 
der Prüfung sind, zu Hilfe nehmen. 

  

(8) Das Prüfungsgespräch dauert für je-
den Prüfling in jedem Prüfungsfach in 
der Regel 15 Minuten. Das Prüfungsge-
spräch kann kürzer sein, wenn die ge-
stellten Aufgaben vor Ablauf dieser Zeit 
gelöst sind oder wenn der Prüfling auf 
ausdrückliche Nachfrage durch die Vor-
sitzende oder den Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses zu Protokoll gibt, 
nicht länger geprüft werden zu wollen. 

(8) Das Prüfungsgespräch dauert für je-
den Prüfling in jedem Prüfungslernfeld in 
der Regel 15 Minuten. Das Prüfungsge-
spräch kann kürzer sein, wenn die ge-
stellten Aufgaben vor Ablauf dieser Zeit 
gelöst sind oder wenn der Prüfling auf 
ausdrückliche Nachfrage durch die Vor-
sitzende oder den Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses zu Protokoll gibt, nicht 
länger geprüft werden zu wollen. 

  

(9) Der Prüfungsausschuss oder der 
Teilprüfungsausschuss setzt auf Vor-
schlag der Prüferin oder des Prüfers die 
Note in den einzelnen Prüfungsfächern 
fest. 

(9) Der Prüfungsausschuss oder der Teil-
prüfungsausschuss setzt auf Vorschlag 
der Prüferin oder des Prüfers die Note in 
den einzelnen Prüfungslernfeldern fest. 
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(10) Die Vorsitzende oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses gibt 
dem Prüfling die Noten der Fächer der 
mündlichen Prüfung in geeigneter Form 
bekannt. Auf Verlangen des Prüflings 
sind ihm die wesentlichen Gründe, mit 
denen der Prüfungsausschuss oder der 
Teilprüfungsausschuss zu einer be-
stimmten Bewertung gelangt ist, be-
kannt zu geben. 

(10) Die Vorsitzende oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses gibt 
dem Prüfling die Noten der Lernfelder 
der mündlichen Prüfung in geeigneter 
Form bekannt. Auf Verlangen des Prüf-
lings sind ihm die wesentlichen Gründe, 
mit denen der Prüfungsausschuss oder 
der Teilprüfungsausschuss zu einer be-
stimmten Bewertung gelangt ist, bekannt 
zu geben. 

  

§ 23 Noten 

(1) Alle nach dieser Verordnung zu er-
teilenden Noten richten sich nach der 
Notenskala der Zeugnisordnung und 
dem für berufliche Vollzeit-Bildungs-
gänge festgelegten Notenschlüssel. 

§ 20 Noten 

(1) Alle nach dieser Verordnung zu ertei-
lenden Noten richten sich nach der No-
tenskala der Zeugnisordnung und dem 
für berufliche Vollzeit-Bildungsgänge 
festgelegten Notenschlüssel: 
 

1 2 3 4 5 6 

ab 85 

Pro-

zent 

ab 73 

Pro-

zent 

ab 59 

Prozent 

ab 45 

Prozent 

ab 27 

Pro-

zent 

unter 

27 Pro-

zent 

sehr 

gut 

gut befriedi-

gend 

ausrei-

chend 

man-

gelhaft 

unge-

nügend 

 
 

Zum Zwecke der Klarheit der VO wurde 
der Notenschlüssel hier eingefügt. 

 

(2) Zwischennoten sind unzulässig. Die 
Kennzeichnung einer Tendenz durch 
Hinzufügen von Plus- oder Minuszei-
chen ist bei Vornoten zulässig, im Übri-
gen im Prüfungsverfahren unzulässig. 

(2) Zwischennoten sind unzulässig. Die 
Kennzeichnung einer Tendenz durch 
Hinzufügen von Plus- oder Minuszeichen 
ist bei Vornoten zulässig, im Übrigen im 
Prüfungsverfahren unzulässig. 
(2) Auf der Grundlage der Prozentwerte 
des Notenschlüssels werden die Vorno-
ten, die Noten der Prüfung und die End-
noten gebildet. 

 SZ Utbremen: 
streichen.  

Stattdessen: „Die Berechnung 
der Noten bis zur Endnote er-
folgt in Prozent.“ 

Antwort SKB: Ände-
rungshinweis aufge-
nommen 
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§ 21 Ergebnis des Prüfungsblocks 
(1) Der Prüfungsblock umfasst den 
schriftlichen und praktischen Teil der 
Prüfung nach § 10. 
Die Note des schriftlichen Prüfungsteils 
und die Note des praktischen Prüfungs-
teils fließen zu gleichen Anteilen in die 
Note des Prüfungsblocks ein. 

Am 11.12.2017 haben sich die Schulen 
geschlossen dafür ausgesprochen, dass 
die Gewichtung der beiden Prüfungsteile 
50:50 betragen soll, damit die Bedeutung 
der Praxis für die Berufsausübung unter-
strichen wird. Nach Auffassung von 22-4 
sollte sich dies dann auch in dem Verhält-
nis der Stündigkeit der Prüfungsteile zuei-
nander wiederspiegeln. Da der § 20 (1) 
entsprechend der KMK-Vorgabe eine Min-
deststundenzahl angibt, entsteht für die 
Schulen kein Problem, wenn der Wunsch 
besteht, den praktischen Prüfungsteil 
ebenso lang zu gestalten, wie den schriftli-
chen. Darüber hinaus ist zu beachten, 
dass der Gehalt/ Wert/ Anspruch eines 
praktischen Prüfungsteils auch bei gerin-
gerer Stündigkeit höher sein kann als der 
des schriftlichen Teils. 

Personalrat-Schulen: 
Bei einer Eigenständigkeit des 
Faches Politik muss die Note in 
den Prüfungsblock aufgenom-
men werden. 

Antwort SKB: 
s. Antwort § 10 Abs. 1 

 (2) Der Prüfungsblock ist nicht bestan-
den, wenn 

1. die Bewertung der Leistungen eines 
Prüfungsteils „ungenügend“ lautet oder 

2. die Bewertung der Leistungen in bei-
den Prüfungsteilen „mangelhaft“ lautet o-
der 

3. die Bewertung der Leistungen in der 
Prüfung in einem Prüfungsteil „mangel-
haft“ lautet und ein Ausgleich für diesen 
Prüfungsteil nicht gegeben ist; ein Aus-
gleich ist nur gegeben, wenn die Bewer-
tung im anderen Prüfungsteil mindestens 
„befriedigend“ lautet. 

In allen anderen Fällen ist die Prüfung in 
den Fächern des Prüfungsblocks bestan-
den. 

AG/ SZ Utbremen: 
Bisher nehmen manche SuS schlechte 
Prüfungsleistung billigend in Kauf, da 
durch Vornoten noch ein ausreichendes 
Gesamtergebnis erreichbar ist 

Daher wird vorgeschlagen das Kriterium 
„Bestehen des Prüfungsblocks“, ähnlich 
wie es bei der FOS / BOS der Fall ist, ein-
zuführen. 
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§ 24 Dritte Prüfungskonferenz, Er-
gebnis der Prüfung 

(1) Der Prüfungsausschuss beschließt 
in der dritten Prüfungskonferenz die 
Endnoten für die einzelnen Prüfungsfä-
cher und das Ergebnis der Prüfung. Die 
Endnoten ergeben sich aus den Vorno-
ten, den Noten der praktischen Prüfun-
gen, den Noten der schriftlichen Prüfun-
gen oder der Note der Projektprüfung 
und den Noten der mündlichen Prüfun-
gen. Bei Prüfungsfächern, in denen 
keine Prüfung durchgeführt wurde, sind 
die Vornoten die Endnoten. 

§ 22 Zweite Prüfungskonferenz, Er-
gebnis der Prüfung 

(1) Der Prüfungsausschuss beschließt in 
der zweiten Prüfungskonferenz die Note 
des Prüfungsblocks, die Endnote der 
Prüfung und das Ergebnis der Prüfung. 
Die Endnote der Prüfung ergibt sich aus 
der Vornote und der Note des Prüfungs-
blocks. Die Vornote wird mit zwei Dritteln 
und die Note des Prüfungsblocks mit ei-
nem Drittel gewichtet. 

Mit der stärkeren Berücksichtigung der 
Vornoten (2/3) wird nach unserer Auffas-
sung die Bedeutung kontinuierlicher Leis-
tung während der zweijährigen Ausbildung 
in ein angemessenes Verhältnis zu einer 
(lediglich) mehrstündigen Prüfung (1/3) ge-
setzt 

Magistrat Bremerhaven: 
Wie erfolgt die Darstellung im 
Zeugnis? Werden alle Lernfel-
der ausgewiesen?  
 

Antwort SKB: 
Form und Inhalt der 
Zeugnisse werden mit 
dem Zeugniserlass ver-
öffentlicht.  
 

Magistrat Bremerhaven: 
Wann werden die Noten der 
zum Zeitpunkt der ersten Prü-
fung noch nicht unterrichteten 
Lernfelder festgelegt? Wann 
werden die Noten im Berufs-
übergreifenden Lernbereich 
festgelegt? 
 

Antwort SKB: s. 
nächste Seite 
Antwort SKB: 
Gemäß § 12 der Zeug-
nisordnung beraten 
und beschließen die 
die SuS unterrichten-
den und unterweisen-
den Lehrkräfte als 
Zeugniskonferenz die 
Zeugnisse. 
Gemäß § 15 Abs. 2 
sind das Abschluss-
zeugnis, das Prüfungs-
zeugnis und das Allge-
meine Zeugnis unver-
züglich nach dem Be-
schluss der Zeugnis-
konferenz auszuferti-
gen und der Schülerin 
oder dem Schüler aus-
zuhändigen. 
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(2) Das Ergebnis der Prüfung lautet 
„bestanden“ oder „nicht bestanden“. 

(2) Das Ergebnis der Prüfung lautet „be-
standen“ oder „nicht bestanden“. 

  

(3) Die Prüfung ist nicht bestanden, 
wenn 

1. die Endnote in einem Fach "ungenü-
gend" lautet oder 

2. die Endnote in mehr als einem Fach 
„mangelhaft“ lautet oder 

3. die Endnote in einem Fach „mangel-
haft“ lautet und ein Ausgleich nicht ge-
geben ist. Ein Ausgleich ist nur gege-
ben, wenn die Endnote in einem ande-
ren Fach mindestens „befriedigend” 
lautet. Zum Ausgleich können nur sol-
che Fächer herangezogen werden, die 
laut Stundentafel des jeweiligen Bil-
dungsgangs mindestens den gleichen 
Stundenumfang wie das jeweils auszu-
gleichende Fach haben. Dabei sind alle 
Fächer gleichgestellt, für die laut Stun-
dentafel 120 oder mehr Jahresunter-
richtsstunden vorgesehen sind. In allen 
anderen Fällen ist die Prüfung bestan-
den. 

(3) Die Prüfung ist nicht bestanden, wenn 

1. die Endnote in einem Lernfeld "unge-
nügend" lautet oder 

2. die Endnote in mehr als einem Lern-
feld „mangelhaft“ lautet oder 

3. die Endnote in einem Lernfeld „man-
gelhaft“ lautet und ein Ausgleich nicht ge-
geben ist. Ein Ausgleich ist nur gegeben, 
wenn die Endnote in einem anderen 
Lernfeld mindestens „befriedigend” lau-
tet. Zum Ausgleich können nur solche 
Lernfelder herangezogen werden, die 
laut Stundentafel des jeweiligen Bil-
dungsgangs mindestens den gleichen 
Stundenumfang wie das jeweils auszu-
gleichende Lernfeld haben. Dabei sind 
alle Lernfelder gleichgestellt, für die laut 
Stundentafel 120 oder mehr Jahresunter-
richtsstunden vorgesehen sind. In allen 
anderen Fällen ist die Prüfung bestan-
den. 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

(4) Die Vorsitzende oder der Vorsit-
zende des Prüfungsausschusses gibt 
dem Prüfling im Anschluss an die dritte 
Prüfungskonferenz die Endnoten der 
Fächer der praktischen, der schriftli-
chen und der mündlichen Prüfung so-
wie das Ergebnis der Prüfung bekannt. 

(2) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses gibt dem Prüf-
ling im Anschluss an die zweite Prü-
fungskonferenz die Noten der einzelnen 
Prüfungsteile in den  praktische, schriftli-
che und mündliche Prüfungen stattgefun-
den haben sowie das Ergebnis der Prü-
fung bekannt. 
Das Ergebnis der Prüfung lautet „bestan-
den“ oder „nicht bestanden“. 

Anpassung, da nur noch zwei Prüfungs-
konferenzen stattfinden. 
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(5) Hat der Prüfling die Prüfung bestan-
den, erhält er ein Abschlusszeugnis mit 
der Berechtigung, die Berufsbezeich-
nung 

1. Staatlich geprüfte Biologisch-techni-
sche Assistentin/Staatlich geprüfter Bio-
logisch-technischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Biochemie 

2. Staatlich geprüfte Chemisch-techni-
sche Assistentin/Staatlich geprüfter 
Chemisch-technischer Assistent 

3. Staatlich geprüfte Gestaltungstechni-
sche Assistentin/Staatlich geprüfter Ge-
staltungstechnischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Grafik 

4. Staatlich geprüfte Informationstechni-
sche Assistentin/Staatlich geprüfter In-
formationstechnischer 

Assistent mit dem Schwerpunkt Infor-
mations- und Netzwerksystemtechnik 

5. Staatlich geprüfte Mathematisch-
technische Assistentin/Staatlich geprüf-
ter Mathematisch-technischer 

Assistent mit dem Schwerpunkt Wirt-
schaftswissenschaft und Wirtschaftsin-
formatik 

6. Staatlich geprüfte Physikalisch-tech-
nische Assistentin/Staatlich geprüfter 
Physikalisch-technischer Assistent 

7. Staatlich geprüfte Wirtschaftsassis-
tentin/Staatlich geprüfter Wirtschaftsas-
sistent mit dem Schwerpunkt Fremd-
sprachen 

(3) Hat der Prüfling die Prüfung bestan-
den, erhält er ein Abschlusszeugnis mit 
der Berechtigung, die Berufsbezeichnung 

1. Staatlich geprüfte Biologisch-techni-
sche Assistentin/Staatlich geprüfter Bio-
logisch-technischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Biochemie 

2. Staatlich geprüfte Chemisch-techni-
sche Assistentin/Staatlich geprüfter Che-
misch-technischer Assistent 

3. Staatlich geprüfte Gestaltungstechni-
sche Assistentin/Staatlich geprüfter Ge-
staltungstechnischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Grafik 

4. Staatlich geprüfte Informationstechni-
sche Assistentin/Staatlich geprüfter Infor-
mationstechnischer 

Assistent mit dem Schwerpunkt Informa-
tions- und Netzwerksystemtechnik 

5. Staatlich geprüfte Mathematisch-tech-
nische Assistentin/Staatlich geprüfter 
Mathematisch-technischer 

Assistent mit dem Schwerpunkt Wirt-
schaftswissenschaft und Wirtschaftsinfor-
matik 

6. Staatlich geprüfte Physikalisch-techni-
sche Assistentin/Staatlich geprüfter Phy-
sikalisch-technischer Assistent 

7. Staatlich geprüfte kaufmännische As-
sistentin/Staatlich geprüfter kaufmänni-
scher Assistent mit dem Schwerpunkt 
Fremdsprachen 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Anpassung an die Berufsbezeichnungen 
der KMK-Rahmenvereinbarung. 
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8. Staatlich geprüfte Wirtschaftsassis-
tentin/ Staatlich geprüfter Wirtschafts-
assistent mit dem Schwerpunkt Infor-
mationsverarbeitung zu führen.  

Hat der Prüfling die Prüfung nicht be-
standen und verlässt er die Schule, er-
hält er ein Abgangszeugnis. Form und 
Inhalt der Zeugnisse legt die Senatorin 
für Kinder und Bildung fest. 

8. Staatlich geprüfte kaufmännische As-
sistentin/Staatlich geprüfter kaufmänni-
scher Assistent mit dem Schwerpunkt In-
formationsverarbeitung zu führen.  

Hat der Prüfling die Prüfung nicht bestan-
den und verlässt er die Schule, erhält er 
ein Abgangszeugnis. Form und Inhalt der 
Zeugnisse legt die Senatorin für Kinder 
und Bildung fest. 

§ 25 Wiederholung der Prüfung 

(1) Ein Prüfling, der die Prüfung nicht 
bestanden hat, kann sie einmal wieder-
holen. Die Senatorin für Kinder und Bil-
dung kann auf Antrag eine zweite Wie-
derholung der Prüfung gestatten, wenn 
ihr Bestehen hinreichend wahrschein-
lich ist. 

 

§ 23 Wiederholung der Prüfung 

(1) Ein Prüfling, der die Prüfung nicht be-
standen hat, kann sie einmal wiederho-
len. Die Senatorin für Kinder und Bildung 
kann auf Antrag eine zweite Wiederho-
lung der Prüfung gestatten, wenn ihr Be-
stehen hinreichend wahrscheinlich ist. 

  

(2) Die Wiederholung findet im Rahmen 
der nächstfolgenden Prüfung statt. 
Über Ausnahmen entscheidet die Se-
natorin für Kinder und Bildung. Bis zum 
Prüfungstermin nimmt die Schülerin o-
der der Schüler am Unterricht des letz-
ten Ausbildungsjahres teil. 

(2) Die Wiederholung findet im Rahmen 
der nächstfolgenden Prüfung statt. Über 
Ausnahmen entscheidet die Senatorin für 
Kinder und Bildung. Bis zum Prüfungster-
min nimmt die Schülerin oder der Schüler 
am Unterricht des letzten Ausbildungs-
jahres teil. 

  

§ 26 Täuschung und Behinderung 

(1) Versucht ein Prüfling, das Ergebnis 
der Prüfung durch Täuschung zu beein-
flussen, so ist die gesamte Prüfung für 
nicht bestanden zu erklären. In leichte-
ren Fällen ist die betroffene Teilleistung 
für nicht bestanden zu erklären und mit 
der Note „ungenügend“ zu bewerten. 

§ 24 Täuschung und Behinderung 

(1) Versucht ein Prüfling, das Ergebnis 
der Prüfung durch Täuschung zu beein-
flussen, so ist die gesamte Prüfung für 
nicht bestanden zu erklären. In leichteren 
Fällen ist die betroffene Teilleistung für 
nicht bestanden zu erklären und mit der 
Note „ungenügend“ zu bewerten. 

 LAB: 
Der Unterausschuss regt an, 
den Begriff „leichte Täuschung“ 
zu definieren. Aus unserer 
Sicht ist es fraglich, dass es 
heißt, bei Täuschung gilt die 
Prüfung als nicht bestanden 
und im nachfolgenden Satz 
wird dann auf leichtere Fälle 
hingewiesen, bei denen nur der 
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Teil als nicht bestanden gilt, in 
dem getäuscht wurde. 

Die Unternehmensverbände im 
Land Bremen e.V.: 
In § 24 (1) wird gesagt, dass 
bei „leichteren Täuschungsfäl-
len“ ein Teil der Prüfung als 
nicht bestanden gilt. 

Die Unternehmensverbände re-
gen an, den § 24 (1) deutlicher 
zu formulieren. Im ersten Satz 
heißt es, die gesamte Prüfung 
sei bei Täuschung nicht be-
standen, um dann im zweiten 
Satz dieses zu widerlegen, in-
dem bei leichteren Fällen nur 
ein Teil der Prüfung als nicht 
bestanden gilt. 

Antwort SKB: 
§ 24 Abs. 1 greift die 
Formulierung des § 40 
Abs. 4 des Bremischen 
Schulgesetzeses 
(BremSchulG) auf. 
Eine wesentliche Ver-
änderung des § 24 
Abs. 1 ist aufgrund der 
Normenhierarchie da-
her nicht möglich. 

(2) Behindert ein Prüfling durch sein 
Verhalten die Prüfung so schwerwie-
gend, dass es nicht möglich ist, seine 
Prüfung oder die anderer Prüflinge ord-
nungsgemäß durchzuführen, so kann 
er von der weiteren Prüfung ausge-
schlossen werden. Die gesamte Prü-
fung ist dann für nicht bestanden zu er-
klären. 

(2) Behindert ein Prüfling durch sein Ver-
halten die Prüfung so schwerwiegend, 
dass es nicht möglich ist, seine Prüfung 
oder die anderer Prüflinge ordnungsge-
mäß durchzuführen, so kann er von der 
weiteren Prüfung ausgeschlossen wer-
den. Die gesamte Prüfung ist dann für 
nicht bestanden zu erklären. 
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(3) Der Prüfling hat das Recht, solange 
weiter an der Prüfung teilzunehmen, bis 
der Prüfungsausschuss, der unverzüg-
lich einzuberufen ist, die notwendigen 
Entscheidungen nach Absatz 1 oder 2 
getroffen hat. Vor seiner Entscheidung 
hat der Prüfungsausschuss den Prüf-
ling anzuhören. 

(3) Der Prüfling hat das Recht, solange 
weiter an der Prüfung teilzunehmen, bis 
der Prüfungsausschuss, der unverzüglich 
einzuberufen ist, die notwendigen Ent-
scheidungen nach Absatz 1 oder 2 ge-
troffen hat. Vor seiner Entscheidung hat 
der Prüfungsausschuss den Prüfling an-
zuhören. 

  

§ 27 Versäumnis 

(1) Kann ein Prüfling einen Prüfungster-
min aus Gründen, die er nicht zu vertre-
ten hat, nicht einhalten, bestimmt die 
Vorsitzende oder der Vorsitzende des 
Prüfungsausschusses für ihn einen 
neuen Termin. 

§ 25 Versäumnis 

(1) Wer wegen Erkrankung oder aus an-
deren wichtigen Gründen einen Prü-
fungsteil versäumt, muss unverzüglich 
ein ärztliches Attest vorlegen bezie-
hungsweise nachweisen, dass er das 
Versäumnis nicht zu vertreten hat. 

  

(2) Versäumt ein Prüfling aus von ihm 
zu vertretenden Gründen einen Prü-
fungstermin, sind die nicht erbrachten 
Prüfungsleistungen mit „ungenügend“ 
zu bewerten. In leichteren Fällen ist der 
entsprechende Teil der Prüfung zu wie-
derholen. Versäumt ein Prüfling aus 
von ihm zu vertretenden Gründen mehr 
als einen Prüfungstermin, gilt die ge-
samte Prüfung als nicht bestanden. 

(2) Versäumt ein Prüfling aus von ihm zu 
vertretenden Gründen einen Prüfungsteil, 
sind die deswegen nicht erbrachten Leis-
tungen mit „ungenügend“ zu bewerten. In 
leichteren Fällen ist der entsprechende 
Prüfungsteil zu wiederholen. Versäumt 
ein Prüfling aus von ihm zu vertretenden 
Gründen mehr als einen Prüfungsteil, ist 
die gesamte Prüfung für nicht bestanden 
zu erklären. 

  

 

 
(3) In Fällen, in denen der Prüfling aus 
von ihm nicht zu vertretenden Gründen 
einen Prüfungsteil erneut versäumt, setzt 
der Prüfungsausschuss einen neuen Ter-
min fest. Für den Prüfungsteil kann ein 
nicht gewählter Aufgabenvorschlag ge-
stellt werden, wenn er von der Fachauf-
sicht genehmigt wurde. 
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§ 28 Niederschriften 

(1) Über alle mit der Prüfung zusam-
menhängenden Beratungen und Prü-
fungsvorgänge werden Niederschriften 
angefertigt. 

§ 26 Niederschriften 

(1) Über alle mit der Prüfung zusammen-
hängenden Beratungen und Prüfungs-
vorgänge werden Niederschriften ange-
fertigt. 

  

(2) Die Niederschriften sind von der 
Protokollführerin oder vom Protokollfüh-
rer und von der Vorsitzenden oder vom 
Vorsitzenden des Prüfungsausschus-
ses oder des Teilprüfungsausschusses 
zu unterzeichnen. 

(2) Die Niederschriften sind von der Pro-
tokollführerin oder vom Protokollführer 
und von der Vorsitzenden oder vom Vor-
sitzenden des Prüfungsausschusses o-
der des Teilprüfungsausschusses zu un-
terzeichnen. 

  

(3) Die Niederschrift über die schriftli-
che und praktische Prüfung führt die 
aufsichtführende Lehrerin oder der auf-
sichtführende Lehrer. Sie soll insbeson-
dere enthalten: 

1. den Sitzplan der Prüflinge, 

2. die Namen der aufsichtführenden 
Lehrerinnen und Lehrer und die jeweili-
gen Aufsichtszeiten, 

3. den Beginn der Aufgabenstellung 
und der Arbeitszeit, 

4. den letztmöglichen Zeitpunkt für die 
Abgabe der Arbeit, 

5. die Zeiten, zu denen einzelne Prüf-
linge den Raum verlassen und zurück-
kehren, 

6. die Zeiten, zu denen die Prüflinge 
ihre Arbeiten abgeben, 

7. besondere Vorkommnisse. 

(3) Die Niederschrift über die schriftliche 
und praktische Prüfung führt die aufsicht-
führende Lehrerin oder der aufsichtfüh-
rende Lehrer. Sie soll insbesondere ent-
halten: 

1. den Sitzplan der Prüflinge, 

2. die Namen der aufsichtführenden Leh-
rerinnen und Lehrer und die jeweiligen 
Aufsichtszeiten, 

3. den Beginn der Aufgabenstellung und 
der Arbeitszeit, 

4. den letztmöglichen Zeitpunkt für die 
Abgabe der Arbeit, 

5. die Zeiten, zu denen einzelne Prüf-
linge den Raum verlassen und zurück-
kehren, 

6. die Zeiten, zu denen die Prüflinge ihre 
Arbeiten abgeben, 

7. Schülerinnen und Schüler mit Nach-
teilsausgleichen und deren Umfang, 

8. besondere Vorkommnisse. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Schulen wünschten sich im Termin am 
08.02.2018 der Vollständigkeit halber die 
Nennung von gewährten Nachteilsausglei-
chen. 
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(4) Die Niederschrift über die mündliche 
Prüfung soll die Aufgabenstellung so-
wie die Leistungen des Prüflings erken-
nen lassen. Die Dauer der Prüfung, die 
Gründe für eine Verkürzung der Regel-
prüfungszeit sowie das Abstimmungs-
ergebnis über die Note sind mit aufzu-
nehmen. Sind dem Prüfling nach 
§ 22 Absatz 10 die Gründe für eine Be-
wertung mitgeteilt worden, ist dies auch 
in die Niederschrift aufzunehmen. 

(4) Die Niederschrift über die mündliche 
Prüfung soll die Aufgabenstellung sowie 
die Leistungen des Prüflings erkennen 
lassen. Die Dauer der Prüfung, die 
Gründe für eine Verkürzung der Regel-
prüfungszeit sowie das Abstimmungser-
gebnis über die Note sind mit aufzuneh-
men. Sind dem Prüfling nach § 24 Ab-
satz 10 die Gründe für eine Bewertung 
mitgeteilt worden, ist dies auch in die 
Niederschrift aufzunehmen. 

Nach Diskussion mit den Schulen wurde 
der Wegfall der mündlichen Prüfungen be-
schlossen, sodass dieser Passus gestri-
chen werden kann 

 

(5) Den Niederschriften ist eine Liste 
beizufügen, die die Vornoten, die Noten 
für die praktischen, die schriftlichen und 
die mündlichen Prüfungsleistungen, die 
Endnoten sowie das Gesamtergebnis 
enthält. 

(4) Den Niederschriften ist eine Liste bei-
zufügen, die die Vornote, die Note des 
Prüfungsblocks, die Endnote der Prüfung 
sowie das Ergebnis der Prüfung enthält. 

  

Teil 3 Schlussbestimmungen 

§ 29 Übergangsbestimmung 

Auf Bildungsgänge, die vor dem 1. Au-
gust 2013 begonnen haben, sind die 
bisher geltenden Bestimmungen weiter 
anzuwenden. 

§ 27 Übergangsbestimmung 

(1) Diese Verordnung ist ab dem 1. Au-
gust 2019 für die Bildungsgänge Che-
misch-technische Assistentin/Chemisch 
technischer Assistent sowie Biologisch-
technische Assistentin/Biologisch-techni-
scher Assistent mit dem Schwerpunkt Bi-
ochemie anzuwenden. Auf Bildungs-
gänge nach Satz 1, die vor dem 1. Au-
gust 2019 begonnen haben, ist die Ver-
ordnung über die Berufsfachschule für 
Assistenten in ihrer bis zum Ablauf des 
31. Juli 2019 geltenden Fassung weiter 
anzuwenden.  

Da es unmöglich ist, die Neuordnung pa-
rallel für alle Schwerpunkte zum gleichen 
Zeitpunkt einzuführen, haben wir uns mit 
den Schulen auf die nebenstehende Staf-
felung geeinigt. Auch die parallel zu erar-
beitenden neuen Curricula sind nicht für 
alle Schwerpunkte parallel zu erstellen, da 
das LIS diese Leistung ad hoc personell 
nicht erbringen kann. 
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 (2) Diese Verordnung ist erst ab dem 1. 
August 2020 für die Bildungsgänge Infor-
mationstechnische Assistentin/Informati-
onstechnischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Informations- und Netz-
werksystemtechnik sowie Mathematisch-
technische Assistentin/Mathematisch-
technischer Assistent mit dem Schwer-
punkt Wirtschaftswissenschaft und Wirt-
schaftsinformatik anzuwenden. Auf Bil-
dungsgänge nach Satz 1, die vor dem 1. 
August 2020 begonnen haben, ist die 
Verordnung über die Berufsfachschule 
für Assistenten in ihrer bis zum Ablauf 
des 31. Juli 2019 geltenden Fassung 
weiter anzuwenden. 

  

 (3) Diese Verordnung ist erst ab dem 1. 
August 2021 für die Bildungsgänge Kauf-
männische Assistentin/Kaufmännischer 
Assistent mit dem Schwerpunkt Fremd-
sprachen sowie Kaufmännische Assis-
tentin/Kaufmännischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Informationsverarbeitung 
anzuwenden. Auf Bildungsgänge nach 
Satz 1, die vor dem 1. August 2021 be-
gonnen haben, ist die Verordnung über 
die Berufsfachschule für Assistenten in 
ihrer bis zum Ablauf des 31. Juli 2019 
geltenden Fassung weiter anzuwenden. 

 

 (4) Diese Verordnung ist erst ab dem 1. 
August 2022 für die Bildungsgänge Ge-
staltungstechnische Assistentin/Gestal-
tungstechnischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Grafik sowie Physikalisch-
technische Assistentin/Physikalisch-tech-
nischer Assistent anzuwenden. Auf Bil-
dungsgänge nach Satz 1, die vor dem 1. 
August 2022 begonnen haben, ist die 
Verordnung über die Berufsfachschule 

 



Anlage 1 – Synopse VO BFS Assistenten 

Seite 54 von 55 

für Assistenten in ihrer bis zum Ablauf 
des 31. Juli 2019 geltenden Fassung 
weiter anzuwenden. 

§ 30 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 
2013 in Kraft. 

§ 28 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 
2019 in Kraft. 

  

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung 
über die Berufsfachschule für Assisten-
ten vom 10. Juli 1992 (Brem.GBl. S. 
239 – 223-o-5), die zuletzt durch Artikel 
1 Absatz 95 des Gesetzes vom 25. Mai 
2010 (Brem.GBl. S. 349) geändert wor-
den ist, außer Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über 
die Berufsfachschule für Assistenten vom 
8. November 2012 (Brem.GBl. S. 452 — 
223-o-5a), die zuletzt durch Artikel 4 der 
Verordnung vom 30. November 2016 
(Brem.GBI. S. 1001) geändert worden 
ist, außer Kraft. 
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Anlage 
(zu § 4 Absatz 1) 
 
 

Rahmenstundentafel für die Berufsfachschule für Assistenten  
 

 Gesamtstundenzahl während der 
Ausbildung 

 Anmerkung SKB:  
Einigung aus Vorgesprächen mit den Schulen:  

Der berufsübergreifende Bereich umfasst die allgemeinbilden-
den Fächer Deutsch/Fremdsprachen sowie Politik/Wirtschaft. 
Der berufsbezogene Lernbereich enthält die unterrichtlichen 
Lernfelder, die durch praktische Unterweisungen und Labor-
übungen ergänzt werden. 

Die Fächer Englisch, Mathematik und Sport können im Wahl-
pflichtbereich (mind. 80 Std.) angeboten werden. 

Hintergrund: Die Einteilung in Fächer u. LF regeln die Länder 
(5.1 der KMK Rahmenvereinbarung) 

Berufsübergreifender Lernbereich   
Deutsch/Fremdsprachen 160  

Politik/Wirtschaft 160  

Wahlpflichtbereich 160  

   

 480  

   

Berufsbezogener Lernbereich   

Lernfelder 2400  

 2400  
  

Gesamtstunden Schülerinnen und Schüler 2880  

Gesamtstunden Lehrerinnen und Lehrer  
Teilung 

2880 
960 bis 1440 

  

 

gez. Julia Herzke  
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z.: 22-14 (22-51-22) 
 
 

Verordnung über die Berufsfachschule für Assistenten 
 

Vom 03.01.2019 
 
 
 

Aufgrund des § 33 Absatz 1, des § 40 Absatz 8 und des § 49 in Verbindung mit dem 
§ 67 des Bremischen Schulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. 
Juni 2005 (Brem.GBl. S. 260, 388, 398 -- 223-a-5), das zuletzt durch Gesetz vom 26. 
Juni 2018 (Brem.GBl. S. 304) geändert worden ist,  wird verordnet: 
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Teil 1  Ausbildung 
 
 
§ 1 Aufgaben und Ziele 
Die Ausbildung in den Bildungsgängen der Berufsfachschule für Assistenten soll die 
Schülerinnen und Schüler auf ihre spätere Berufstätigkeit in Laboratorien, Instituten, 
Werkseinrichtungen, Prüf- und Versuchsfeldern der Wirtschaft, Verwaltung und 
Wissenschaft vorbereiten. Zentrales Ziel der Berufsfachschule für Assistenten ist es, 
die Entwicklung beruflicher Handlungskompetenz zu fördern und die Schülerinnen 
und Schüler zum selbstständigen Planen, Durchführen und Beurteilen von 
Arbeitsaufgaben zu befähigen. Handlungskompetenz entfaltet sich in den 
Dimensionen von Fachkompetenz, Selbstkompetenz und Sozialkompetenz. 
Die Entwicklung beruflicher Flexibilität und Mobilität sowie die Fähigkeit und Be-
reitschaft zur Fort- und Weiterbildung sind ebenfalls Ziele des Bildungsgangs. 
 
§ 2 Unterrichtsgrundsätze 
Der berufsbezogene Unterricht in der Berufsfachschule für Assistenten folgt 
didaktisch dem Lernfeldkonzept. Der berufsübergreifende Lernbereich ist nach 
Fächern strukturiert. Die Lernfelder in den Bildungsgängen der Berufsfachschule für 
Assistenten finden ihre unterrichtliche Umsetzung in Lernsituationen, die sich sowohl 
bei der Auswahl der Inhalte als auch als methodisches Prinzip bei der Gestaltung 
des Unterrichts an beruflichen Handlungssituationen orientieren. 
 
§ 3 Dauer und Organisation der Ausbildung 
(1) Die Ausbildung dauert in der Regel zwei Jahre. Der Unterricht umfasst einen 
berufsübergreifenden und einen berufsbezogenen Lernbereich sowie ein 
Betriebspraktikum.  
(2) Mit Genehmigung der Senatorin für Kinder und Bildung können folgende 
Bildungsgänge mit Schwerpunkten eingerichtet werden: 

1. Bildungsgänge zur technischen Assistentin/zum technischen Assistenten, 
a) Biologisch-technische Assistentin/Biologisch-technischer Assistent 

mit dem Schwerpunkt Biochemie 
b) Chemisch-technische Assistentin/Chemisch-technischer Assistent 
c) Gestaltungstechnische Assistentin/Gestaltungstechnischer Assistent 

mit dem Schwerpunkt Grafik 
d) Informationstechnische Assistentin/Informationstechnischer Assistent 

mit dem Schwerpunkt Informations- und Netzwerksystemtechnik 
e) Mathematisch-technische Assistentin/Mathematisch-technischer 

Assistent mit dem Schwerpunkt Wirtschaftswissenschaft und 
Wirtschaftsinformatik 

f) Physikalisch-technische Assistentin/Physikalisch-technischer 
Assistent 

2. Bildungsgänge zur kaufmännischen Assistentin/zum kaufmännischen Assis-
tenten 

a) Kaufmännische Assistentin/Kaufmännischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Fremdsprachen 

b) Kaufmännische Assistentin/Kaufmännischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Informationsverarbeitung 
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§ 4 Unterrichtsfächer, Lernfelder und Stundentafeln 
(1) Die Unterrichtsfächer und Lernfelder, ihre Zuordnung zu den Lernbereichen und 
die Zahl der Unterrichtsstunden je Lernbereich ergeben sich aus der 
Rahmenstundentafel der Anlage in Verbindung mit der für den jeweiligen 
Bildungsgang gültigen Stundentafel. 
(2) Wird Englisch im berufsübergreifenden Lernbereich angeboten, können 
Schülerinnen und Schüler nicht deutscher Herkunftssprache, die anstelle der Note in 
der Fremdsprache Englisch im berechtigenden Zeugnis einer deutschen Schule die 
Note in der Herkunftssprache erhalten haben oder die nicht über einen an einer 
deutschen Schule erworbenen Abschluss nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 verfügen, 
anstelle der Prüfung in der Fremdsprache Englisch die Feststellungsprüfung in ihrer 
Herkunftssprache wählen. Diese Prüfung findet am Anfang des Bildungsgangs statt. 
Bei nicht ausreichenden Leistungen kann die Prüfung einmal wiederholt werden. Die 
Wiederholung findet bis zum Ende des ersten Ausbildungsjahres statt.  
Ausgenommen sind die Schülerinnen und Schüler der Bildungsgänge, in denen 
Englisch im berufsbezogenen Lernbereich der Stundentafel ausgewiesen ist. Die 
Schülerinnen und Schüler, die sich für eine Feststellungsprüfung in ihrer 
Herkunftssprache entschieden haben, nehmen am Englisch-Anfängerunterricht teil. 
Die Note des Englisch-Anfängerunterrichts wird nicht in die Bewertung der 
Abschlussqualifikation einbezogen. Im Abschlusszeugnis oder im Abgangszeugnis 
wird der Unterricht mit dem Vermerk „Nicht Gegenstand der Prüfung” ausgewiesen. 
Auf Wunsch der Schülerin oder des Schülers wird eine Note erteilt. Im 
Abschlusszeugnis oder im Abgangszeugnis wird die Note der 
Sprachfeststellungsprüfung in der Herkunftssprache anstelle der Note in der 
Fremdsprache Englisch ausgewiesen und in die Bewertung der 
Abschlussqualifikation einbezogen. 
 
§ 5 Praktikum 
(1) Als Teil der schulischen Ausbildung wird ein Praktikum in geeigneten Betrieben 
oder Einrichtungen (Praktikumsstellen) oder in Form anderer Lernortekooperationen 
durchgeführt. In begründeten Ausnahmefällen und nach Genehmigung durch die 
Fachaufsicht, kann das Praktikum beim Fehlen geeigneter Praktikumsstellen in 
schuleigenen Einrichtungen stattfinden. Das Praktikum soll gleichzeitig für alle 
Schülerinnen und Schüler eines Klassenverbandes durchgeführt werden. Die 
Schülerinnen und Schüler unterliegen während der Dauer des Praktikums denselben 
gesetzlichen Bestimmungen über Unfall- und Haftpflichtversicherung, die für die 
Teilnahme an schulischen Veranstaltungen gelten. 
(2) Das Praktikum soll mindestens vier Wochen in Vollzeit dauern. Davon soll ein Teil 
in den Ferien abgeleistet werden. Das Praktikum kann unter Einhaltung des 
zeitlichen Umfangs statt in Blockform auch in anderen Organisationsformen 
durchgeführt werden. Über die Dauer des Praktikums, über die Möglichkeit einer 
Verlängerung und über die Organisationsform entscheidet die Schule. 
(3) Die Ziele und der Ablauf des Praktikums sowie die Aufgaben der Schülerin oder 
des Schülers werden zwischen Schule und Praktikumsstelle abgestimmt. Während 
des Praktikums wird die Schülerin oder der Schüler von einer Lehrerin oder einem 
Lehrer der Schule betreut. 
(4) Am Ende des Praktikums wird von der Praktikumsstelle eine schriftliche Beurtei-
lung abgegeben. Sie soll mindestens Angaben über den Beurteilungszeitraum, die 
erworbenen Kompetenzen, die erbrachten Leistungen und die Fehlzeiten enthalten. 
Die Bewertung wird durch die Schule auf der Grundlage der Beurteilung der 
Praktikumsstelle sowie der betreuenden Lehrerin oder des betreuenden Lehrers 
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vorgenommen und lautet „mit Erfolg teilgenommen“ oder „ohne Erfolg 
teilgenommen”. Das Praktikum kann nur dann als „mit Erfolg teilgenommen“ gewertet 
werden, wenn die Schülerin oder der Schüler mindestens 75 vom Hundert der 
Praktikumszeit abgeleistet hat; sie ist Voraussetzung für das Erreichen des 
Ausbildungszieles. Über Ausnahmen zur Dauer der Teilnahme am Praktikum 
entscheidet die Schule. 
 
§ 6 Voraussetzungen für die Zulassung 
(1) Voraussetzung für die Zulassung ist 

1. der Mittlere Schulabschluss, 
2. in zwei für den Bildungsgang maßgeblichen Unterrichtsfächern mindestens 

die Note „befriedigend“ und   
3. die Teilnahme an einem Beratungsgespräch in der Schule, wenn die Schülerin 

oder der Schüler einen Antrag nach Absatz 2 stellt.  
Die für den Bildungsgang maßgeblichen Unterrichtsfächer nach Nummer 2  werden 
von den aufnehmenden Schulen in Abstimmung mit der Senatorin für Kinder und 
Bildung bestimmt.Wurde der Mittlere Schulabschluss an einer Schule mit 
Fachleistungsdifferenzierung erworben, so gilt für die zwei Unterrichtsfächer, die für 
die Zulassung zum Bildungsgang maßgeblich sind, für das erweiterte 
Anforderungsniveau mindestens die Note „ausreichend“ und für das grundlegende 
Anforderungsniveau mindestens die Note „befriedigend“. 
(2) Aus besonderen Gründen, die in der Person der Schülerin oder des Schülers 
liegen, kann die Senatorin für Kinder und Bildung eine Bewerberin oder einen 
Bewerber unter Berücksichtigung einer Stellungnahme der Schule abweichend von 
den Zulassungsvoraussetzungen des Absatzes 1 Nummer 1 und 2 zulassen. 
(3) Bewerberinnen und Bewerber, die bereits einen Abschluss besitzen, der in 
diesem Bildungsgang erworben wird, oder jene, die eine Abschlussprüfung in einer 
zweijährigen Berufsfachschule mit einer vergleichbaren Fachrichtung endgültig nicht 
bestanden haben, werden nicht zugelassen.  
(4) Bewerberinnen und Bewerber nicht deutscher Herkunftssprache, die nicht über 
einen an einer deutschen Schule erworbenen berechtigenden Abschluss nach 
Absatz 1 Nummer 1 verfügen, müssen ausreichende deutsche Sprachkenntnisse 
nachweisen. Der Nachweis wird durch die erfolgreiche Teilnahme an einem 
Zulassungsverfahren nach § 7 erbracht. 
 
§ 7 Verfahren zum Nachweis deutscher Sprachkenntnisse für Bewerberinnen 
und Bewerber nicht deutscher Herkunftssprache 
(1) Die Senatorin für Kinder und Bildung bestimmt, an welchen Schulen ein Zulas-
sungsverfahren für Bewerberinnen und Bewerber nicht deutscher Herkunftssprache 
durchgeführt wird und setzt den Zulassungsausschuss ein. Der 
Zulassungsausschuss besteht aus der Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden und 
zwei Fachlehrerinnen oder Fachlehrern für Deutsch. Das Zulassungsverfahren wird 
unverzüglich nach dem in § 8 Absatz 1 bestimmten Termin durchgeführt. 
(2) Die Kenntnisse in der deutschen Sprache werden durch eine 
Feststellungsprüfung, die aus einem schriftlichen und einem mündlichen Teil besteht, 
nachgewiesen. Beide Prüfungsteile können an einem Tag stattfinden. Die Zeit für 
den schriftlichen Teil beträgt mindestens 60 und höchstens 90 Minuten, für den 
mündlichen Teil mindestens 15 und höchstens 20 Minuten. Die 
Sprachfeststellungsprüfung muss mindestens dem Niveau B1 des Gemeinsamen 
Europäischen Referenzrahmens für Sprachen entsprechen.  
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(3) Die schriftliche Arbeit ist von zwei Fachlehrerinnen oder Fachlehrern zu 
beurteilen. Kommt nur eine oder einer der beiden Fachlehrerinnen oder Fachlehrer 
zu der Überzeugung, dass mit der Arbeit ausreichende Sprachkenntnisse 
nachgewiesen sind, entscheidet die Vorsitzende oder der Vorsitzende. 
(4) Unter Berücksichtigung der Ergebnisse des schriftlichen und des mündlichen 
Teils der Prüfung stellt der Zulassungsausschuss fest, ob die Bewerberin oder der 
Bewerber zugelassen werden kann. 
(5) Die Bewerberin oder der Bewerber kann ein zweites Mal am Zulassungsverfahren 
teilnehmen, wenn sie oder er eine ausreichende Vorbereitung glaubhaft macht. Die 
Senatorin für Kinder und Bildung kann auf Antrag gestatten, dass die Bewerberin 
oder der Bewerber ein drittes Mal am Zulassungsverfahren teilnimmt, wenn 
hinreichend wahrscheinlich ist, dass sie oder er die geforderten Sprachkenntnisse 
nachweisen wird. 
(6) Über alle mit dem Zulassungsverfahren zusammenhängenden Vorgänge sind 
Niederschriften anzufertigen. 
(7) Die Sprachfeststellungsprüfung entfällt bei Nachweis an anderer Stelle 
erworbener Zertifikate auf mindestens Niveau B1 des Gemeinsamen Europäischen 
Referenzrahmens für Sprachen. 
 
§ 8 Zulassung 
(1) Der Antrag auf Zulassung ist unter Angabe des gewünschten Bildungsgangs bei 
der Schule bis zum 1. März eines jeden Jahres einzureichen. Mit dem Antrag ist die 
Erfüllung der Zulassungsvoraussetzungen nach § 6 Absatz 1 nachzuweisen sowie 
eine Erklärung darüber abzugeben, ob ein Ablehnungsgrund nach § 6 Absatz 3 
vorliegt. 
(2) Über die Zulassung entscheidet die Schule. Wenn die nach Absatz 1 erfor-
derlichen Nachweise und die Erklärung noch nicht vorliegen, wird die Zulassung 
unter der Bedingung ausgesprochen, dass diese spätestens bis sieben Tage nach 
Beginn der Sommerferien vorgelegt werden. 
(3) Bewerberinnen und Bewerber nicht deutscher Herkunftssprache sind auf die 
Wahlmöglichkeit nach § 4 Absatz 2 hinzuweisen. Wollen sie von der Wahlmöglichkeit 
Gebrauch machen, teilen sie dies im Antrag auf Zulassung mit. 
 
§ 9 Wechsel des Bildungsganges 
(1) Ein Wechsel des Bildungsganges innerhalb der Berufsfachschule für Assistenten ist 
einmal möglich und der Senatorin für Kinder und Bildung von der Schule mitzuteilen. 
(2) Aus besonderen Gründen, die in der Person der Schülerin oder des Schülers liegen, 
kann die Senatorin für Kinder und Bildung einer Schülerin oder einem Schüler unter 
Berücksichtigung einer Stellungnahme der Schule abweichend von Absatz 1 einen 
zweiten Wechsel genehmigen. 
 
 
Teil 2  Prüfung 
 
 
§ 10 Allgemeines 
(1) Die Ausbildung schließt mit einer Prüfung ab. Die Prüfung besteht aus einem 
schriftlichen und einem praktischen Teil. Beide Teile werden in einer gemeinsamen 
Fallbeschreibung miteinander verknüpft und orientieren sich an vollständigen, 
betrieblichen Handlungen. Beide Teile der Prüfung können sich auf die Fächer und 
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Lernfelder nach §13 Absatz 1 erstrecken. Politische Inhalte sind Teil der schriftlichen 
Prüfung. 
 (2) Schulen mit gleichem Bildungsgang und gleichem Schwerpunkt erstellen 
gemeinsame Prüfungen. 
 
§ 11 Abnahme der Prüfung 
Die Prüfung wird von den öffentlichen Schulen im Lande Bremen, die einen 
Bildungsgang der Berufsfachschule für Assistenten eingerichtet haben, durchgeführt. 
 
§ 12 Prüfungsausschuss  
(1) Zur Durchführung der Prüfung wird ein Prüfungsausschuss gebildet. Dem 
Prüfungsausschuss gehören als Mitglieder an: 
1. die Schulleiterin oder der Schulleiter, 
2. die für den Bildungsgang verantwortliche Abteilungsleiterin oder der für den 
Bildungsgang verantwortliche Abteilungsleiter oder die für den 
Bildungsgang verantwortliche Lehrerin oder der für den Bildungsgang verantwortliche 
Lehrer der Schule, 
3. die Fachlehrerinnen und die Fachlehrer, die in den für die Prüfung 
schwerpunktmäßig relevanten Lernfeldern unterrichtet haben. 
Den Vorsitz hat die Schulleiterin oder der Schulleiter oder eine von ihr oder ihm 
benannte Vertreterin oder ein von ihr oder ihm benannter Vertreter.  
(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit der Mitglieder, 
darunter die oder der Vorsitzende, anwesend ist. Beschlüsse werden mit 
Stimmenmehrheit der anwesenden Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden. Stimmenthaltungen 
sind nicht zulässig. 
(3) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann gegen 
Beschlüsse des Prüfungsausschusses Einspruch einlegen, über den die Senatorin 
für Kinder und Bildung entscheidet. Der Einspruch hat aufschiebende Wirkung. 
(4) Der Prüfungsausschuss verabredet vor Beginn der Prüfung einheitliche Maßstäbe 
für die Beurteilung der Prüfungsleistungen. 
(5) In Fällen, in denen nichts anderes bestimmt ist, trifft der Prüfungsausschuss die 
Entscheidungen. 
 
§ 13 Gegenstand, Ort und Termine der Prüfung, Belehrung 
(1) Gegenstand der Prüfung können alle Fächer und alle bis zur Prüfung 
abgeschlossenen Lernfelder beider Ausbildungsjahre sein. § 4 Absatz 2 bleibt 
unberührt. 
(2) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses setzt Ort, Datum 
und Uhrzeit für alle Teile der Prüfung verbindlich fest und teilt allen Beteiligten 
unverzüglich Prüfungsort und Termine in geeigneter Form mit. 
(3) Den Prüflingen ist vor Beginn der Prüfung der Text der §§ 24 und 25 bekannt zu 
geben. 
 
§ 14 Berücksichtigung besonderer Belange von Menschen mit Behinderung 
(1) Im Prüfungsverfahren sind die besonderen Belange von Menschen mit 
Behinderung durch Nachteilsausgleiche zu berücksichtigen. 
(2) Der Prüfling hat rechtzeitig vor der Prüfung auf seine Behinderung hinzuweisen, 
wenn diese im Prüfungsverfahren berücksichtigt werden soll. 
(3) Der Prüfungsausschuss legt in der ersten Prüfungskonferenz fest, durch welche 
besonderen Maßnahmen die Belange des Menschen mit Behinderung in der Prüfung 
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berücksichtigt werden. Diese Maßnahmen sollen die behinderungsbedingte 
Benachteiligung ausgleichen, nicht jedoch die Prüfungsanforderungen qualitativ 
verändern. 
(4) Als geeignete Maßnahmen kommen eine besondere Organisation und eine 
besondere Gestaltung der Prüfung sowie die Zulassung spezieller Hilfen in Betracht. 
 
§ 15 Zulassung zur Prüfung 
(1) Zur Prüfung ist zugelassen, wer  

1. zu Beginn der Prüfung Schülerin oder Schüler des jeweiligen Bildungsgangs 
ist, 

2. kein mit „ungenügend“ abgeschlossenes Fach oder Lernfeld im zweiten 
Ausbildungsjahr hat, 

3. einen Notendurchschnitt nach Absatz 2 von 4,0 oder besser aufweist und 
4. erfolgreich am Praktikum nach § 5 teilgenommen hat. 

Über Ausnahmen entscheidet der Prüfungsausschuss. 
(2) Zur Ermittlung der Durchschnittsnote werden die Noten der abgeschlossenen 
Lernfelder und Fächer entsprechend ihres Stundenumfangs gemäß der Stundentafel 
gewichtet. 
(3) Die Entscheidung über die Nichtzulassung zur Prüfung wird in der ersten 
Prüfungskonferenz nach § 18 getroffen und der Schülerin oder dem Schüler 
schriftlich mitgeteilt. 
 
§ 16 Festlegungen zur Prüfung 
(1) Spätestens zu Beginn des letzten Ausbildungshalbjahres legt die Senatorin für 
Kinder und Bildung auf Vorschlag der Schule fest, aus welchen vier Lernfeldern und 
Fächern sich der schriftliche und der praktische Teil der Prüfung zusammensetzen 
sollen. Schulen mit gleichem Bildungsgang und gleichem Schwerpunkt einigen sich 
auf die gleichen vier Lernfelder und Fächer. 
(2) Die Entscheidungen über die Festlegungen zur Prüfung werden den Prüflingen 
unverzüglich zur Kenntnis gegeben. 
 
§ 17 Vornote 
Die Vornote ergibt sich aus den Leistungen im Bildungsgang in den Lernfeldern und 
Fächern nach § 13 Absatz 1. Die Vornote wird aus den nach Stundenumfang 
gewichteten Endnoten aller abgeschlossenen Lernfelder und der jeweils letzten Note 
aller Fächer des berufsübergreifenden Lernbereichs gebildet. Das Ergebnis wird auf 
eine Stelle nach dem Komma geschnitten. 
 
§ 18 Erste Prüfungskonferenz 
(1) Spätestens am dritten Unterrichtstag vor Beginn des ersten Prüfungsteils tritt der 
Prüfungsausschuss zur ersten Prüfungskonferenz zusammen. 
(2) In dieser Prüfungskonferenz beschließt der Prüfungsausschuss auf Vorschlag der 
Fachlehrerinnen und Fachlehrer die Vornote. 
(3) Auf der Grundlage der Zulassungsvoraussetzungen nach § 15 trifft der 
Prüfungsausschuss die Entscheidung über die Zulassung zur Prüfung.  
(4) Spätestens am zweiten Unterrichtstag vor Beginn des ersten Prüfungsteils wird 
dem Prüfling die Vornote mitgeteilt. 
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§ 19 Durchführung der Prüfung 
(1) Die Prüfung erstreckt sich auf die nach den §§ 13 und 16 festgelegten Lernfelder 
und Fächer. Der Umfang der praktischen Prüfung beträgt mindestens 4 Zeitstunden. 
Der Umfang der schriftlichen Prüfung beträgt mindestens 8 Zeitstunden. 
(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter legt der Senatorin für Kinder und Bildung 
spätestens bis zum Ende des ersten Schulhalbjahres des zweiten Ausbildungsjahres 
zwei Prüfungsvorschläge mit jeweils einem schriftlichen und einem praktischen Teil 
in einem versiegelten Umschlag vor. Zu allen Aufgabenvorschlägen gehören die 
Angabe der Bearbeitungsdauer und eine genaue Beschreibung der vom Prüfling 
erwarteten Leistung (Erwartungshorizont) einschließlich der Angabe von Bewer-
tungskriterien. Aus diesen Vorschlägen wählt die Senatorin für Kinder und Bildung 
einen Prüfungsvorschlag aus. Wenn ihr die Prüfungsvorschläge teilweise oder ganz 
änderungsbedürftig oder ungeeignet erscheinen, kann sie neue Prüfungsvorschläge 
anfordern. 
(3) Die Vorbereitungen für die Durchführung der Prüfung sind so zu treffen, dass die 
Prüfungsaufgaben den Prüflingen nicht vor der Prüfung bekannt werden. 
(4) Die Zeit für die Bearbeitung der Prüfungsaufgaben beginnt unmittelbar, nachdem 
die Prüfungsaufgaben bekanntgegeben und beigefügte Texte gelesen worden sind. 
(5) Die Prüfung findet unter Aufsicht statt. 
(6) Die Prüfungsarbeiten werden vom Mitglied des Prüfungsausschusses nach 
§ 12 Absatz 1 Nummer 3 als Referentin oder Referent beurteilt und benotet. Die 
Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses bestellt für jeden 
Prüfungsteil eine weitere Fachlehrerin oder einen weiteren Fachlehrer als 
Korreferentin oder Korreferenten. Diese oder dieser beurteilt und benotet die 
Prüfungsarbeiten ebenfalls. Stimmen die erteilten Noten nicht überein, entscheidet 
der Prüfungsausschuss. 
 
§ 20 Noten 
(1) Alle nach dieser Verordnung zu erteilenden Noten richten sich nach der 
Notenskala der Zeugnisordnung und dem für berufliche Vollzeit-Bildungsgänge 
festgelegten Notenschlüssel: 
 

1 2 3 4 5 6 

ab 85 
Prozent  

ab 73 
Prozent 

ab 59 Prozent ab 45 Prozent ab 27 Prozent unter 27 Prozent 

sehr gut gut befriedigend ausreichend mangelhaft ungenügend 

 
 
(2) Auf der Grundlage der Prozentwerte des Notenschlüssels werden die Vornoten, 
die Noten der Prüfung und die Endnoten gebildet. 
 
§ 21 Ergebnis des Prüfungsblocks 
(1) Der Prüfungsblock umfasst den schriftlichen und praktischen Teil der Prüfung 
nach § 10. Die Note des schriftlichen Prüfungsteils und die Note des praktischen 
Prüfungsteils fließen zu gleichen Anteilen in die Note des Prüfungsblocks ein. 
(2) Der Prüfungsblock ist nicht bestanden, wenn 

1. die Bewertung der Leistungen eines Prüfungsteils „ungenügend“ lautet oder 
2. die Bewertung der Leistungen in beiden Prüfungsteilen „mangelhaft“ lautet 

oder 
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3. die Bewertung der Leistungen in der Prüfung in einem Prüfungsteil 
„mangelhaft“ lautet und ein Ausgleich für diesen Prüfungsteil nicht gegeben 
ist; ein Ausgleich ist nur gegeben, wenn die Bewertung im anderen 
Prüfungsteil mindestens „befriedigend“ lautet. 

In allen anderen Fällen ist die Prüfung in den Fächern des Prüfungsblocks 
bestanden. 
 
§ 22 Zweite Prüfungskonferenz, Ergebnis der Prüfung 
(1) Der Prüfungsausschuss beschließt in der zweiten Prüfungskonferenz die Note 
des Prüfungsblocks, die Endnote der Prüfung und das Ergebnis der Prüfung. Die 
Endnote der Prüfung ergibt sich aus der Vornote und der Note des Prüfungsblocks. 
Die Vornote wird mit zwei Dritteln und die Note des Prüfungsblocks mit einem Drittel 
gewichtet. 
(2) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses gibt dem 
Prüfling im Anschluss an die zweite Prüfungskonferenz die Noten der einzelnen 
Prüfungsteile sowie das Ergebnis der Prüfung bekannt. 
Das Ergebnis der Prüfung lautet „bestanden“ oder „nicht bestanden“. 
(3) Hat der Prüfling die Prüfung bestanden, erhält er ein Abschlusszeugnis mit der 
Berechtigung, die Berufsbezeichnung 

1. Staatlich geprüfte Biologisch-technische Assistentin/Staatlich geprüfter 
Biologisch-technischer Assistent mit dem Schwerpunkt Biochemie 

2. Staatlich geprüfte Chemisch-technische Assistentin/Staatlich geprüfter 
Chemisch-technischer Assistent 

3. Staatlich geprüfte Gestaltungstechnische Assistentin/Staatlich geprüfter 
Gestaltungstechnischer Assistent mit dem Schwerpunkt Grafik 

4. Staatlich geprüfte Informationstechnische Assistentin/Staatlich geprüfter 
Informationstechnischer Assistent mit dem Schwerpunkt Informations- und 
Netzwerksystemtechnik 

5. Staatlich geprüfte Mathematisch-technische Assistentin/Staatlich geprüfter 
Mathematisch-technischer Assistent mit dem Schwerpunkt 
Wirtschaftswissenschaft und Wirtschaftsinformatik 

6. Staatlich geprüfte Physikalisch-technische Assistentin/Staatlich geprüfter 
Physikalisch-technischer Assistent 

7. Staatlich geprüfte kaufmännische Assistentin/Staatlich geprüfter 
kaufmännischer Assistent mit dem Schwerpunkt Fremdsprachen 

8. Staatlich geprüfte kaufmännische Assistentin/Staatlich geprüfter 
kaufmännischer Assistent mit dem Schwerpunkt Informationsverarbeitung zu 
führen.  

Hat der Prüfling die Prüfung nicht bestanden und verlässt er die Schule, erhält er ein 
Abgangszeugnis. Form und Inhalt der Zeugnisse legt die Senatorin für Kinder und 
Bildung fest. 
 
§ 23 Wiederholung der Prüfung 
(1) Ein Prüfling, der die Prüfung nicht bestanden hat, kann sie einmal wiederholen. 
Die Senatorin für Kinder und Bildung kann auf Antrag eine zweite Wiederholung der 
Prüfung gestatten, wenn ihr Bestehen hinreichend wahrscheinlich ist. 
(2) Die Wiederholung findet im Rahmen der nächstfolgenden Prüfung statt. Bis zum 
Prüfungstermin nimmt die Schülerin oder der Schüler am Unterricht des letzten Aus-
bildungsjahres teil. 
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§ 24 Täuschung und Behinderung 
(1) Versucht ein Prüfling, das Ergebnis der Prüfung durch Täuschung zu beein-
flussen, so ist die gesamte Prüfung für nicht bestanden zu erklären. In leichteren 
Fällen ist die betroffene Teilleistung für nicht bestanden zu erklären und mit der Note 
„ungenügend“ zu bewerten. 
(2) Behindert ein Prüfling durch sein Verhalten die Prüfung so schwerwiegend, dass 
es nicht möglich ist, seine Prüfung oder die anderer Prüflinge ordnungsgemäß 
durchzuführen, so kann er von der weiteren Prüfung ausgeschlossen werden. Die 
gesamte Prüfung ist dann für nicht bestanden zu erklären. 
(3) Der Prüfling hat das Recht, solange weiter an der Prüfung teilzunehmen, bis der 
Prüfungsausschuss, der unverzüglich einzuberufen ist, die notwendigen 
Entscheidungen nach Absatz 1 oder 2 getroffen hat. Vor seiner Entscheidung hat der 
Prüfungsausschuss den Prüfling anzuhören. 
 
§ 25 Versäumnis 
(1) Wer wegen Erkrankung oder aus anderen wichtigen Gründen einen Prüfungsteil 
versäumt, muss unverzüglich ein ärztliches Attest vorlegen beziehungsweise 
nachweisen, dass er das Versäumnis nicht zu vertreten hat. 
(2) Versäumt ein Prüfling aus von ihm zu vertretenden Gründen einen Prüfungsteil, 
sind die deswegen nicht erbrachten Leistungen mit „ungenügend“ zu bewerten. In 
leichteren Fällen ist der entsprechende Prüfungsteil zu wiederholen. Versäumt ein 
Prüfling aus von ihm zu vertretenden Gründen mehr als einen Prüfungsteil, ist die 
gesamte Prüfung für nicht bestanden zu erklären. 
(3) In Fällen, in denen der Prüfling aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen einen 
Prüfungsteil erneut versäumt, setzt der Prüfungsausschuss einen neuen Termin fest. 
Für den Prüfungsteil kann ein nicht gewählter Aufgabenvorschlag gestellt werden, 
wenn er von der Fachaufsicht genehmigt wurde. 
 
§ 26 Niederschriften 
(1) Über alle mit der Prüfung zusammenhängenden Beratungen und Prü-
fungsvorgänge werden Niederschriften angefertigt. 
(2) Die Niederschriften sind von der Protokollführerin oder vom Protokollführer und 
von der Vorsitzenden oder vom Vorsitzenden des Prüfungsausschusses oder des 
Teilprüfungsausschusses zu unterzeichnen. 
(3) Die Niederschrift über die Prüfung führt die aufsichtführende Lehrerin oder der 
aufsichtführende Lehrer. Sie soll insbesondere enthalten: 

1. den Sitzplan der Prüflinge, 
2. die Namen der aufsichtführenden Lehrerinnen und Lehrer und die jeweiligen 

Aufsichtszeiten, 
3. den Beginn der Aufgabenstellung und der Arbeitszeit, 
4. den letztmöglichen Zeitpunkt für die Abgabe der Arbeit, 
5. die Zeiten, zu denen einzelne Prüflinge den Raum verlassen und zurück-

kehren, 
6. die Zeiten, zu denen die Prüflinge ihre Arbeiten abgeben, 
7. Schülerinnen und Schüler mit Nachteilsausgleichen und deren Umfang, 
8. besondere Vorkommnisse. 

(4) Den Niederschriften ist eine Liste beizufügen, die die Vornote, die Note des 
Prüfungsblocks, die Endnote der Prüfung sowie das Ergebnis der Prüfung enthält. 
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Teil 3  Schlussbestimmungen 
 
 
§ 27 Übergangsbestimmung 
(1) Diese Verordnung ist ab dem 1. August 2019 für die Bildungsgänge Chemisch-
technische Assistentin/Chemisch technischer Assistent sowie Biologisch-technische 
Assistentin/Biologisch-technischer Assistent mit dem Schwerpunkt Biochemie 
anzuwenden. Auf Bildungsgänge nach Satz 1, die vor dem 1. August 2019 begonnen 
haben, ist die Verordnung über die Berufsfachschule für Assistenten in ihrer bis zum 
Ablauf des 31. Juli 2019 geltenden Fassung weiter anzuwenden.  
(2) Diese Verordnung ist erst ab dem 1. August 2020 für die Bildungsgänge 
Informationstechnische Assistentin/Informationstechnischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Informations- und Netzwerksystemtechnik sowie Mathematisch-
technische Assistentin/Mathematisch-technischer Assistent mit dem Schwerpunkt 
Wirtschaftswissenschaft und Wirtschaftsinformatik anzuwenden. Auf Bildungsgänge 
nach Satz 1, die vor dem 1. August 2020 begonnen haben, ist die Verordnung über 
die Berufsfachschule für Assistenten in ihrer bis zum Ablauf des 31. Juli 2019 
geltenden Fassung weiter anzuwenden. 
(3) Diese Verordnung ist erst ab dem 1. August 2021 für die Bildungsgänge 
Kaufmännische Assistentin/Kaufmännischer Assistent mit dem Schwerpunkt 
Fremdsprachen sowie Kaufmännische Assistentin/Kaufmännischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Informationsverarbeitung anzuwenden. Auf Bildungsgänge nach Satz 
1, die vor dem 1. August 2021 begonnen haben, ist die Verordnung über die 
Berufsfachschule für Assistenten in ihrer bis zum Ablauf des 31. Juli 2019 geltenden 
Fassung weiter anzuwenden. 
(4)Diese Verordnung ist erst ab dem 1. August 2022 für die Bildungsgänge 
Gestaltungstechnische Assistentin/Gestaltungstechnischer Assistent mit dem 
Schwerpunkt Grafik sowie Physikalisch-technische Assistentin/Physikalisch-
technischer Assistent anzuwenden. Auf Bildungsgänge nach Satz 1, die vor dem 1. 
August 2022 begonnen haben, ist die Verordnung über die Berufsfachschule für 
Assistenten in ihrer bis zum Ablauf des 31. Juli 2019 geltenden Fassung weiter 
anzuwenden. 

 
 
§ 28 Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. August 2019 in Kraft.  
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über die Berufsfachschule für Assistenten 

vom 8. November 2012 (Brem.GBl. S. 452 — 223-o-5a), die zuletzt durch 
Artikel 4 der Verordnung vom 30. November 2016 (Brem.GBI. S. 1001) 
geändert worden ist, außer Kraft.  

 
Bremen, den xx.yy.2018 Die Senatorin für Kinder und Bildung 
 gez.   
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Anlage 
(zu § 4 Absatz 1) 
 
 

Rahmenstundentafel für die Berufsfachschule für Assistenten  
 

 Gesamtstundenzahl 
während der Ausbildung 

 

Berufsübergreifender Lernbereich  

Deutsch/Fremdsprachen 160 

Politik/Wirtschaft 160 

Wahlpflichtbereich 160 

 480 

  

Berufsbezogener Lernbereich  

Lernfelder 2400 

 2400 

Gesamtstunden Schülerinnen und Schüler 2880 

Gesamtstunden Lehrerinnen und Lehrer 
Teilung 

2880 
960 bis 1440 

 


